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Der Standpunkt der Kaufmannschaft 
Wenn Gesetze hinreichen, den Beginn einer Epoche fest- 

zulegen, so hat mit den Sozialisierungs-Entwürfen, die in diesen 

Tagen von der verfassunggebenden Versammlung zum Gesetz 

erhoben worden sind, das Zeitalter des Sozialismus 

begonnen,* 

Die Pflicht zur Arbeit ist statuiert, das 'Recht auf Ge- 

währung eines Existenzminimums im Fall der Arbeitslosigkeit 

eingeräumt. Für die gemeinwirtschaftliche Erzeugung und’ 

Verteilung der wichtigsten Rohstoffe und Kraftquellen sind 

Handhaben geschaffen. Vorlagen über die Eingliederung der 

Arbeiterräte in Verwaltung und Gesetzgebung werden ange- 

kündigt. Von der anhebenden Umwälzung wird kein Zweig 

der deutschen Gewerbe unberührt bleiben können. 

Zwar sind sich auch die Gegner des kapitalistischen Wirt- 

‚sSchaftessystems bewußt, daß in den nächsten Jahrzehnten, viel- 

leicht in den nächsten Menschenaltern noch breite Strecken 

‘der neuen Wirtschaft von mächtigen und wertvollen Resten 

der älteren Ordnungen beherrscht sein werden. Wenn aber 

die gegenwärtig eingeleitete Sozialisierungsaktion nicht bloße 

‘Episode bleibt (was nur durch einen völligen Umsturz der 

bestehenden Machtverhältnis-e herbeigeführt werden könnte, 

der heute außerhalb des Bereichs des Möglichen zu liegen 

‚scheint), so wird dennoch die Geschichte der deutschen Wirt- 

schaft mit dieser Aktion eine neue Epoche beginnen lassen 

müssen, 

Anch nach dem Beginn des kapitalistischen Zeitalters’ 

haben sich jahrhundertelang wichtige Teile der Volkswirtschaft 

'in feudalen und handwerksmäßigen Bahnen fortbewegt; erst 

seit hier drei dort fünf Menschenal!tern ist das Beharrungs- 

vermögen der vorkapitalistischen Wirtschaftsformen durchaus 
gebrochen worden; der Einspruch ihrer Vertreter gegen den 

neuen Geist der Zeit gilt erst seitdem als Ausdruck einer 

Vergangenheit, die für immer dahin ist, Gehen die Dinge 

ihren Lauf, so wie die Anhänger des proletarischen und 

ideologischen Sozialismus sich ihn denken, so wird der privat- 

kapitalistische Industrielle sich daran gewöhnen müssen, von 

den Vertretern der sozialistischen Wirtschaftsformen so be- ‚höchste volkswirtschaftliche Produktivität bedeutet; 

trachtet zu werden, wie diese Industriellen bisher die Re- 

präsentanten des Handwerks anzusehen pflegten. 

Die Kaufmannschaft beobachtet diesen Vorgang 

mit einem Grauen, in das sich Sorge, Gram und Erbitterung 
mischen. Das Atemelement des Handels ist der freie Markt, 

seine Triebkraft die Initiative des Unternehmers, das Fun- 

dament seiner Arbeit das Privateigentum, das Regulativ seines 

Handelns die Rentabilität des Kapitals. Entzieht man ihm 

einen dieser Faktoren, so fühlt er sich des Bodens oder der 

Luft, des Motivs oder des Maßes beraubt, und nicht nur sich 

selbst, sondern die ganze Volkswirtschaft, Denn nicht mit 

Unrecht war der Kaufmann gewohnt, den Handel als die be- 

wegende Kraft des wirtschaftlichen Getriebes dieser Zeit 

überhaupt zu betrachten. 

Mochte die Herrschgewalt des Kaufmanns durch die 

massiveren Machtkomplexe der schweren Industrie zurück- 

gedrängt, das händlerisch-spekulative Moment mit den Fort- 

schritten der Syndikats- und Trustbildung durch das organi- 

satorisch-bürokratische Moment schon im letzten Menschenalter 

deutscher Wirtschaft immer mehr ausgeschaltet sein: der 

Ausgleich von Angebot und Nachfrage durch die in freiem 

Wettbewerb erzielten Preise galt noch immer als das zu- 

verlässigste Regulativ von Herstellung und Verbrauch; der 

Einsatz von Eigenkapital und nur sich selbst verantwortlicher 

Unternehmertätigkeit als sicherste Bürgschaft höchster 

Ökonomie in der Verwendung von Arbeitskraft und Rohstoff, 

Als Nerv der Wirtschaft erschien hier die Aufspürung und 
Ausnutzung von Preisunterschieden: Preisen desselben Gutes 

auf verschiedenen Märkten und zu verschiedenen Zeiten; 

Preisen des Rohstoffs und der Arbeitskraft e1nelse1’£s 
Vertigprodukte andererseits, 

Der Sozialismus will an die Stelle dieser anscheinend 

automatisch einsetzenden Funktionen die bewußte rationelle 

Regelung von Herstellung und Verteilung durch gemein- 

wirtschaftliche Organisation setzen. Er ist nicht davon über- 

zeugt, daß die privatwirischaftliche Rentabilität zugleich 

daß freie 

der
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Preisbildung die Ware am zweckmäßigsten zum Ort ihrer 

Bestimmung lenkt und daß die unbeschränkte Verfügung über 

die Arbeitsmittel notwendig zur Entfaltung der wirtschaft- 

lichen Führereigenschaften sei, 
Es ist diese Umwertung der ihm geläufigen Werte, 

gegen die sich der Handel empört und erbittert auflehnt. Er 

ist erst spät zur Erkenntnis der Konsequenzen gekommen, die 

sich für ihn nicht nur als Summe von Interessenten, als 

Stand, sondern als Verkörperer eines bestimmten wirtschaft- 

lichen Ordnungsprinzips aus dem Heraufkommen der neuen 

Gedankenwelt ergeben. Als der Krieg ausbrach und die ersten 

sprunghaften Preiserhöhungen zum Gegenstand allgemeiner 

Sorge wurden, haben Vertreter des Handels die Festsetzung 

von Höchstpreisen nicht nur gebilligt, sondern oftauch empfohlen, 

ohne zu begreifen, daß mit dem Ausschalten der marktmäßigen 

Preisbildung zugleich der Lebensnerv des Handels getroffen 

‚werden mußte. Die Kaufmannschaft ist blind in das sie um- 

stellende Netz gegangen., Sie hat sich in der ersten Zeit des 

Krieges mit dem Glauben getröstet, daß alle diese Einschrän- 

kungen nur kurze Zeit dauern könnten. . 

Als die Ahnung dämmerte, daß der Glaube an ein nahes‘ 

Kriegsende ein Irrwahn gewesen sei, war es zu spät, das System 

"zu ändern. Konstruktive Vorschläge zur Neuordnung der Dinge 

sind aber auch damals nicht gemacht worden, Man wußte 

nichts besseres als gegen.die Ausschaltung des Handels zu 

protestieren und für raschen Abbau der Kriegsgesellschaften 

nach Friedensschluß einzutreten. Das Helfferichsche Trugbild 

einer Übergangswirtschaft, die sich im ganzen nur mit der 

Technik der Wiederherstellung der Friedenswirtschaft zu be- 

schäftigen habe, fand mehr Gläubige als der deutschen Wirt- 

;schaftspolitik gut war. Viele Handelszweige haben es damals 

“abgelehnt, den Ämtern irgendwelche Vorschläge für die Um- 

‚gestaltung . der regiminalen Wirtschaftskörper zu machen. 

Sie glaubten ihren Interessen am meisten zu dienen, wenn 

'sie die bloße Einsetzung in den status quo ante zur Bedingung 

ihrer Mitarbeit machten. Die Stimmen weniger Mahner wurden 

“als handelsfeindlich und wirtschaftsfremd mißachtet. 

Der Gang der Dinge hat schließlich diesen Stimmen recht 

gegeben. Schon vor dem Beginn der säkularen Umwälzung 
haben auch Teile des Gewerbes und Handels erkannt, daß sie 

sich nur des Restes von Einfluß auf die Gestaltung der Wirt- 

schaft berauben würden, wenn sie weiter in der bloßen Op- 

position verhurrten. Sie haben Pläne für die Regelung von 

Einfuhr und Rohstoffverteilung aufgestellt und mit den Ver- 

tretern der Ämter beraten. Sie haben damit dasjenige für 

die Übergangézeit getan, was für die Zeit der Kriegswirtschaft 

selber getan worden wäre, wenn diese Teile der Wirtschaft 

so vorausschauende Führer hervorgebracht hätten, wie die 

Begründer der Kriegsrohstoffwirtschaft. 

Dieser veränderte Standpunkt ist lange -der Öffentlichkeit 

unbemerkt geblieben. Erst in den Hamburger Kund- 

gebungen vom 12. März ist er grundsätzlich ausge- 

sprochen worden: Abbau der Zwangswirtschaft, Einschaltung 

des Handels, Entfaltung aller Kräfte der deutschen Wirtschaft; 

wo aber das Wohl des Ganzen die Freiheit des KEinzelnen 

einzuschränken zwingt, Selbstvßrwaltung in Handel 
und Industrie an Stelle behördlicher Reglementierung. 
Mit dieser Formulierung ist ein wichtiger Schritt getan, der 

die Verständigung mit der Regierung beträchtlich erleichtern 

muß. Was in einzelnen Plänen schon für diesen und jenen 

Zweig der Lebensmittel- und Rohstoffwirtschaft vorgesehen 

war, wird hier zur Maxime einer allgemeinen Regelung er- 

hoben. Es besteht nach den Äußerungen des Reichswirt- 

schafts-Ministers Wissell und des Unterstaatssekretärs 

Wichard von Moellendorff begründete Hoffnung, daß 

diese Maxime von der Regierung zum Prinzip ihrer Gesetz- 

gebung gemacht werden wird, 

Die Kaufmannschaft hat aber eingesehen, daß noch ein 

zweiter, nicht minder bedeutsamer Schritt getan werden muß. 

Ihre Front war bisher allein gegen die Geistlosigkeit einer 

erstarrten Bürokratie gerichtet; die veränderte Lage zwingt 
sie, sich zugleich Sicherungen gegen den Dilettantismus hyper- 

revolutionärer Doktrinäre zu schaffen. Solche Sicherungen 

aber können allein in einer Bestimmung der Verfassung ent- 

halten sein, durch die verbürgt wird, daß kein Akt wirtschafts- 

politischer Gesetzgebung erfolgt, ohne daß die zu einer ständi- 

gen Vertretungskörperschaft aller beteiligten Wirtschaftskreise 

vereinigten Sachverständigen gehört worden sind. Es ist der 

von uns einige Monate vor der Revolution behandelte Gedanke 

des Bismarckschen Reichwirtschaftsrats, der 

änderten Lage der Dinge und Kräfte entsprechend abgewandelt 

und weitergedacht, Die Andeutungen der Regierung über die 

Fortbildung und Verankerung des Rätesystems scheinen sich 

auch hier in der gleichen Richtung zu bewegen. 

Dennoch wird vie]l Wachsamkeit nötig sein, um eine 

dauernde Verkümmerung des Handels zu verhüten., Für den 

gewöhnlichen Leser sozialistischer Schriftsteller liegt es 

nahe, die Tätigkeit des Kaufmanns im Einkauf durch ein 

staatliches Monopol, beim Absatz durch eine staatliche Ver- 

teilungsstelle mit Vorteil ersetzbar zu glauben. Nun beginnt 

man zwar an den entscheidenden Stellen zu begreifen, daß 

Sozialisierung nicht notwendig Zentralisierung bedeutet, daß 

bewußte Regelung nicht immer Zuwachs an Produktivität ver- 

bürgt und daß im eigentlichen Sinne nur dort sozialisiert 

werden kann, wo die kapitalistische Wirtschaft zur Trennung 
des Kapitalbesitzers von dem Betriebsleiter geführt hat. Dieser 

Entwicklungsgrad ist in vielen Zweigen des Handels bisher 

nicht erreicht und wahrscheinlich überhaupt nicht erreichbar. 

Um so unsinniger würde es sein, die neuen Wirtschaftsformen, 

die den Verhältnissen monopolistisch entwickelter Teile der 

Binnenwirtschaft entsprechen, schematisch auf die durchaus 

andersartige Struktur von Handel und Schiffahrt zu über- 

tragen. Der Handel wird Mühe haben, dieser Erkenntnis zur 

Geltung zu verhelfen, Er wird aber dabei nur dann auf Erfolg 

rechnen dürfen, wenn er auch in Zukunft nicht die Notwendig- 
keit grundsätzlicher Umstellungen schlechthin leugnet, sondern 

sie guch dort handelnd und mitgestaltend anerkennt, wo die 

Einsicht ihm bitter ist und viel vorausschauende Kühnheit 

fordert. Es hängt nicht zum wenigsten von ihm selbst ab, 

ob er Bedrängter bleiben oder Führer sein wird, 

ver- 

Kurt Singer 

Entwicklung und Lage 

, der westdeutschen Zementindustrie 
Als der Krieg ausbrach, befand sich die westdeutsche 

Zementindustrie in einer wenig beneidenswerten Lage, Zwar 

war es einige Monate vorher nach langen, harten Kämpfen 

gelungen, den Rheinisch-Westfälischen Zement- 

verband wieder zusammenzuleimen, aber das schien nur 

ein Provisorilum zu sein, ein endgültiger Ausweg aus all den 

Schwierigkeiten war damit nicht gefunden. Nach seiner ganzen 

Struktur schien der neue Verband dazu bestimmt, durch die 

Entwicklung der Verhältnisse auf dem Zementmarkte bald 

wieder anseinandergerissen zu werden. ; 

1 

/
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Die Zementindustrie trug als eine noch recht junge In- 
dustrie alle Spuren der Kinderkrankheiten an sich. Diese 

Kinderkrankheiten hatten ein arges Mißverhältnis 

zwischen Produktion und Verbrauch herbeigeführt. 

Die Gründe hierfür waren mannigfacher Art. Zunächst kommt 

in Betracht, daß in Westfalen an zahlreichen Stellen unermeß- 

liche Lager, hochwertigen Rohmaterials für die Zementindustrie 

vorhanden sind, die in Verbindung mit dem fortgesetzt stei- 

genden gewaltigen Verbrauche des nahen Industriereviers zu 

immer neuen Gründungen anreizten, wobei ein modernes 

Zementwerk mittlerer Größe mit verhältnismäßig geıingem 

Kapital herzustellen war. Das Kapital der Zementindustrie 

war außerordentlich verteilt und befand sich in kleinen und 

kleinsten Beträgen in vielen Händen. Zu einer Konzentrations- 
bewegung war es noch nicht gekommen und große, führende 

Konzerne gab es noch nicht, sodaß die verschiedenen älteren 

Verbände nicht in die Lage gekommen waren, eine Preis- 

politik zu verfolgen, die vermocht hätte, die ständig wie Pilze 

aus der Erde schießenden Neugründungen zu bekämpfen, 

Es tauchten” immer wieder neue Außenseiter auf welche die 
Syndikatspreise unterboten und sich durch langfristige Vor- 

verkäufe einen gewaltigen Absatz verschafften, der ihnen die 
- 

völlige Ausnutzung ihrer Leistungsfähigkeit ermöglichte und 

dadurch eine gewisse Rentabilität gewährte. Es ist klar, daß 

unmoderne, veraltete oder aus irgendwelchen anderen Gründen 

bei freiem Wettbewerb nicht mehr lebensfähige Werke in 

einem Syndikate eine ständige Gefahr in Richtung einer zu hoch 
getriebenen Preispolitik bilden und dem Syndikat-aunf diese 

Weise die Möglichkeit nehmen, Neugründungen zu bekämpfen. 

Die Folge der auf diese Weise entstandenen Überproduktion 

war natürlich, daß die Zementindustrie ihre Leistungsfähigkeit ’ 

nur zu einem ganz geringen "Teil auszunutzen vermochte, Der 

Absatz der Syndikatswerke ging immer mehr zurück und 

betrug im Jahre 1913 nur noch 55 36 %o der Gesamtbeteilignng 

im Rhein. Westf Zementverbande. Gut eingerichtete, kapital. ; 

kıäftize Werke glanbten unter diesen Umständen, im freien 

Wettbewerb besser zu fahren als im Syndikat, umsomehr, als 

i. J. 1913 .12 weitere Werke von 20 geplanten im Bau be- 

griffen waren. 

Die ungünstigen Verhältnisse, in welche die westdeutsche 

Zementindustrie durch diese Entwicklung geraten war, prägte 
sich auch in den Kursen und' Dividenden aus, von 

denen diejenigen einiger Werke. angeführt seien: 

1906 1907 1908 1909 1910 1911 1912 1913 1914 1915 1916 1917 

Werk Z % % % % % % % % % % % 
Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div, Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div. Kurs Div 

Wicking........ 177,50 12 138,75 12 135 10 127,10 7 111,90 4 115 } 97 510950 0 85 0 — 0 82 0 177,50 12 
Mark .... ..... 14 — 15 — 14 148,90 10 127,25 6 120,85 % 9025 %4 105104 85 0 — 0 . 65 ©0 142 6 
A.-G.R.W. Zem.-I. 250 18185 16174 12165 8 149,50 7 157 8133 10141 12 137,500 — 0 94 O 170 10 
Porta Union..... 9 — 10 — 8 111 5 88,75 0 104,50 5 87,75 6 107,90 7 10)10 3 — 0 90 0149 8 
Germanis Vorz-A. — 5121 8 116 8 100 5 925500 82,75 0 63,50 0 77,50 0 83,750 — 0 247 O0 141,25 8 
Westfalia ....... 254,75 20 213,50 20 214,50 17 197,50 10 173,75 6 158 5 118 5 124,50 5 100 0 — 0 . 953 0 159 9 
Höxt.-Godelheim 132 6 107,50 6 85 6 79 75 4 6'£ 0 70,75 0 70,50 %4 83,50 887 0 — 0 88 0 13450 10 
Roland ......... — 20 — 0.:2— 10.,2— 10.,2— 122 — 02— 0,:2— 53 — — 
Kröner ......... z OE B g —- —0— 0 — — 

Im Jahre 191% verschlechterten sich die Verhältnisse der | bände, die umnter sich ein Kartellverhältnis abgeschlossen 

Zementindustrie weiter. Bis Ende Mai war erst ein Absatz | hatten. Außerhalb dieser Verbände arbeiteten allenthalben 

von 13 % erreicht, so daß die Gefahr des Auseinanderfallens 

des eben erst erneuerten Zementsyndıkats wieder in greifbare 

Nähe rückte, da eine Kündigung des Gesellschaltsvertrages 

durch jedes Werk möglich war, wenn der Absatz zwei Jahre 
lang unter 30 % der Beteiligung blieb. Die Absatzverhältnisse 

stellten sich wie folgt 1912: 58,95 %, 1913: 55 36 %, 1914: 27,2 %, 
Der Krieg brachte’in den ersten Jahren der 

Zementindustrie eine weitere Verschlechterung ihrer Lage. 

Während vorher der Verbrauch an Zement immerhin ganz be- 

deutend war, wenn er auch eine volle Ausnutzung der Leistungs- 

fähigkeit der Werke nicht ermöglichte, so ging er unter den 

Einwirkungen des Krieges wesentlich zurück und stockte mit 

° Ausnahme von einigen Ablieferungen für die Heeresverwaltung 

vollständig. Allerdings war der Zementverband in seinem Be- 

stande nicht mehr bedroht, denn nach dem Gesellschafts- 

vertrage konnten die Mitglieder das Recht der Kü. digung 
nicht in Anspruch nehmen. Auch in anderer Beziehung brachte 
der Krieg der Zementindustrie einen wenn auch zunächst 

nur theoretischen Vorteil. Die vielen im Bau begriffenen 

Neugründungen konnten nicht vollendet und Neubauten nicht 

in Angriff genommen werden, In welcher Weise die Kriegsjahre 

1914, 15 und 16 auf die geschäftlichen Ergebnisse der Zement- 
industrie wirkten, zeigt obige Kurs- und Dividendentabelle, 

In der zweiten Hälfte des Krieges brachte die Orga- 

nisierung der deutschen Industrie für den Kriegsbedarf einen 

gründlichen Wandel. Zum besseren Verständnis ist es not- 

wendig, hier auf die gesamte deutsche Zementindustrie ein- 

zugehen. Unter den gleichen Krankheiten wie die west- 

deutsche litt natürlich die ganze deutsche Zementindustrie. 
In -dieser bestanden im Jahre- 1916 acht verschiedene Ver- 

Außenseiter, zu denen i. J, 1916 neue auf den Plan getreten 

waren, wodurch der Bestand mehrerer mitteldeutscher 

Verbände bedroht war. Hier hatten die Verbandswerke die 

Gesellschaftsverträge zu Ende des Jahres 1916 gekündigt, um 

freie Hand im Konkurrenzkampfe zu gewinnen. Da griff die 

Regierung ein, die sich dabei, offenbar auf Vorstellungen 

aus Kreisen der Zementindustrie, von dem Gedanken leiten 

ließ, daß die Leistungsfähigkeit nicht durch planlose Wirt- 

schaft erschüttert werden dürfe, daß nur eine einheitlich 

organisierte und geschlossen. auftretende Zementindustrie als 

Machtfaktor auf dem Welitmarkte Geltung zu gewinnen ver- 

möge. Zudem wurden gerade die Pläne ansgearbeitet, welche 

uns Ende 1916 die Organisierung der gesamten deutschen 

Industrie für die Landesverteidigung brachten. Hier- 

bei spielte auch die Zementindustrie eine bedeutende Rolle, 
Einmal schon wegen des starken Kohlenbedarfs (zur Erzeugung 

eines Doppelwaggons Zement bedarf es eines halben Doppel- 
waggons Kohle), dann aber auch, weil das Heer für den Aus- 

bau der Siegfriedstellung und die Kriegsindustrie für ihre 

Neubauten große Mengen Zement bedurften, Zunächst wurde 

am 29. Juni 1916 eine Bundesratsverordnung erlassen, welche 

Neuanlagen verbot und Vorverkäufe über den 31, Dez. 1916 

hinaus für ungültig erklärte. Hierdnrch gewann die Zement- 

industrie Zeit, ihre Verbandangelegenheiten in Ruhe zu ordnen, 

Das ging allerdings nicht ohune behördlichen Druck ab, und 

die Verordnung mußte nochmals für ein halbes Juhr erneuert 

werden. Das zunächst angestrebte Ziel eines allgemeinen 

deutschen Zementsyndikats kam nicht zustande. Es bildeten 

sich vielmehr dreigroße Gruppen: der Nordd. Zement- 
verband, die Südd, Zementverkunfsstelle und der Rhein,- Westf.
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Zementverband. Gruppen, die durch einen Kartellvertrag zum 

DeutschenZementbun d zusammengeschlussen wurden, 

zu dem dann noch der Verband rheinischer Hochofenzement- 

werke kam. In diesen Verbänden waren alle Zementwerke 

Deutschlands syndiziert oder mit ihnen durch Kartellverträge 

verbunden. 

In Westdentschland gab es im Gebiete des Rhein.-Westf. 

Zementverbandes nun keine Außenseiter melhır. Im Febr. 1917 

kam die dritte Erneuerung des Verbandes seit 191% zustande, 

Die Beteilignngsverhältnisse stellten sich gegen früher wie folgt : 

Bis 1914........: 31 Werke mit 8819000 Faß, 
Erneuerung 1914: 33 Werke mit 21 168 500 Faß, 
Ernenerung 1917: 41 Weıke mit 24 384 500 Faß. 

Der Rhein.. West!, Zementverband ging nun daran, Werke 

aufznukanfen und still zu legen. Unter den einzelnen Werken 

des Verbandes setzte gleichzeitig eine Fusionsbewegung 

ein, die das gleiche Ziel erstrebte, nämlich die Beteiligung 

kleinerer Werke auf große, leistungsfähige zu übertragen, um 

deren restlose Ausnutzung zu ermöglichen, An der Spitze 

dieser Konzentrationsbewegung standen die Vickingwerke, 

die schließlich im Verbande zusammen mit‘ den ihnen durch 

Interessengemeinschaft verbundenen Werken 20,84 % der Gesamt- 
beteiligung erreichten. Nachstehende Tabelle, die aber keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit machen kann, gibt über die 

Fusionsbewegung näheren Aufschluß: 

Wickingwerke: Roland, Portlandzement- und Kalk- 

werke Münster, Kndolf Kröner, Grimberg und Rosenstein 

(Interesseng-meinschaft). 

Porta Union: Roman-Zementwerke Bauer, Monopol 

A.-G. (R. W, Zementverband), M.teor A -G., Gewerkschaft Loth- 

ringen, Rothe Erde, G. m. b. H,, Vietoria Luise, G, m, b. H,, 

Geseker Kalkwerke, G. m. b. H, Allgemeine Baungesellschaft 

Essen, G. m. b. H., Zement- und Wasserkalkwerke Geseke, 

G. m. b. H. 

B-günstigt wurde dieser Anfsaugungsprozeß durch den 

Aufschwung, den das Jahr 1917 der Zementindustrie infolge 

der intensiven Kriegswirtschaftt brachte. Der erhöhte Verbrauch 

in Verbindung mit einer Erhöhung der Preise ermöglichte 

den meisten Werken, für 1917 mit nicht unerheblichen Ge- 

winnen abzuschließen und Dividenden zu verteılen. (S. obige 

Kurs- und Dividendentabelle.) 

Über die Preisentwicklung gibt nachstehende 

Übersicht Auskunft: ; 
Bei Ausbruch des Kıleges......... 
Am 1 Jan. 1917 bei Eintriit der be- 

hördlichen Preisregulierung,..... 

350 M. pro Doppelwaggon, 

430 Al pro Doppelwaggon, 

Seit dem 1. Okt 18 für Staa‘sanftiäge 735 M pro Doppelwargon, 
„ 1. » 18 „ Privataulträge 760 46 pro Doppelwaggon, 

Seit Ausbruch der Revolution hat sich die Lage der 

Zementindustrie wieder ungünstiger gestaltet. Die Produktion 
ist anf ein Minimum heruntergegangen. Die Schwierigkeiten 

bestehen vor allem in mangelnder Kohlenzufuhr, die sich im 

Januar 1919 anuf 27 % der vom Reichskohlenkommissar zuge- 
teilten Menge belief. Der verminderten Produktion auf der 

einen Seite stehen vermehrte Arbeitereinstellung infolge der 

Rückkehr der Feldsoldaten und höhere Löhne gegenüber, so 

daß die Werke gegenwärtig mit Verlust arbeiten. Mit Gewinn 

dürfte auch das Juahr 1918 nicht mehr abschließen. 

Diese Verhältnisse haben die westdeutsche Zementindustrie 

veranlaßt, an die Regierung wegen der Erhöhung der 

Preise um 300 M. je Doppelwaggon heranzutreten. 
Allerdings verschließt sich die Zementindustrie nicht der 

Überzeugun‚q‚ daß es im allgemeinen volkswirtschaftlichen 

Interesse nicht wünschenswert ist, die Zementpreise weiter zu 

erhöhen; auch könnten die Bauunternehmer: möglicherweise 

zu der alten Bauweise zurückkehren oder zu einer ausgedehnten 

Verwendung von Zementsurrogaten übergehen. Auf die Ein- 

rede der Regierung, daß mit einem Abbau der Preise be- 

gonnen werden müßte, um eine Belebung der Bautätigkeit zu 

erzielen, wurde von der Zementindustrie entgegengehalten, 

daß der Abbau bei den Grundstoffen und Löhnen beginnen 

müsse, um eine Verbilligung des Fabrikates zu erreichen. 

Die Zementindustrie sel eine fabrikatorische Industrie, Ihre 

Grundstoffe seien Kohle, Mergel und Kalk, Solange nicht eine 

Verbilligung der Kohle einträte, diese vielmehr, wie noch jetzt, 

weiter im Preise steige, könne von einem Abbau der Zement- 

preise keine Rede sein. Bei der Baustoffbeschaffung spiele 

zudem der Zement nicht die Hauptrolle, denn die Zement- 

beschaffung erfordere nur 3 % der gesamten Bausumme, 

Eine Sozialisierung der Zementindustrie im Sinne 

der Verstaatlichung kommt auch wohl nach Ansicht der macht- 

habenden Instanzen kaum in Frage. Soweit man jedoch unter 

Sozialisierung Schutz der Industıiie durch planmäßige Kon- 

tingentierung, Ausschaltung der vom Frieden her so bekannten 

gegenseitigen Bekämpfung der Werke untereinander, die zur 

Vergeudung von Arbeitskraft und Gütern führte, versteht, ist 

der Zementindustrie damit wohl ge«dient. Wie ausgeführt, 

hat die Zementindustrie diesen Weg planmäßiger Wirt- 

schaft ja schon selbst im Kriege gemeinschaftlich mit der 

Regierung beschritten. 
Hanns Glebsattel, Essen-Ruhr 

Das Ende der österreichiéch-ungarischen Kronenwährung 
11.*) 

Die deutschösterreichische Regierung geht wesentlich we- 
niger radikal vor:als die tschechische, und es steht heute noch 

keineswegs iest, ob nicht ihr zaghaftes Vorgehen schließlich 

den Zweck der ganzen Abstempelungsaktion in 

Deutschösterreich vereiteln wird. Vor allem hat sie 
den Beginn der Abstempelung unnötigerweise verzögert. Zwar 
ist bereits am 1. März die Abstempelung der Noien verfügt 

worden, aber die durchführende Kundmachung ist erst am 7, 

veröffentlicht worden und als Abstempelungsfrist ist die Zeit 
vom 12. bis 24. März festgesetzt, d. h. die Abstempelung in 
Deuischösterreich beginnt erst in einem Zeitpunkt, in dem sie 
in Tschecho-Slowakien bereits vollendet ist. Während in die- 
sem Zeitpunkt die tschechische Regierung die völlige Greuz- 
sperre aufhob, muß sie in Deutschösterreich erst dann mit aller 

*) Vergl. „Wirtschaftsdienst“ Nr. 11 v. 14. März 1919. ' 

Schärfe einseßen, was natürlich Deutschösterreich, welches anf 

Lieferungen aus Böhmen. angewiesen ist, weit mehr schädig! 

als den tschechischen Staat und dabei doch keine Gewähr- bietet, 

daß nicht die in der festgeseßten Frist in Böhmen nicht abge- 
stempelten Noten doch nach Deutschösterreich eingeschmuggeit‘ 

werden, zumal hier während der ganzen Abstempelungsfrist ge- 

stempelte und ungestempelte Noten nebeneinander Zahlkraft 
behalten und die ausschließliche Zahlkraft der abgestempelten 

Noten erst durch besonderes Geseß angeordnet werden soll. ‘ 

Dabei ist es noch nicht einmal sicher, ob die Abstempelung in 

Deutschösterreich wirklich innerhalb der in Aussicht genom- 

menen Frist technisch durchführbar sein wird. - 

Die Probleme, welche die überstürzte, nicht im gegenseiti- 

| gen Einvernehmen der Nationalstaaten, sondern eigenmächtig 
! durchgeführte Währungstrennung aufwirit, sind in ihrer garn- 
| zen Tragweite vorläufig noch gar nicht zu: übersehen. Die . Ab- 
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stempelung soll in Jugoslawien offenbar _ den Übergang zur 

Dinarwährung, in Böhmen und Mähren den Übergang zu der
 in 

Aussicht genommenen Francswährung vorbereiten. Ihre Dureh- 

fjührung ist zurzeit anscheinend doch noch nicht möglich, da ; 

dıe Entente mit ihrer Finanzhilie gegen ihre slawischen Ver- 

bündeten in der irüheren Donaumonarchie troß der groß- 

sprecherischen Ankündigungen mancher tschechischer Staats- 

männer auffallend zurückhaltend und ohne Ententehilfe die Lr-
 

richtung eines neuen Währungssystems nicht möglich ist. 

Damit greift die tschechische Regierung aber zugleich der 

Aufteilung der df{Irüheren östereichischen 

Staatsschulden vor. Denn indem sie die auf ihrem Ge- 

biet (einschließlich des gewaltsam beseßten Deutschböhmen 

und Sudetenlandes) umlaufenden Noten und Staatsschulden- 

titre abstempelt, nimmt sie diesen Teil des Notenumlaufes und 

der österreichischen (bzw. in der Slowakei der ungarischen) 

Staatsschuld auf sich. Deutschösterreich muß bei dieser Ari 

der Liquidation nicht schlecht wegkommen. Die Abstempelung 

in Jugoslawien soll einen Notenumlauf von 7 bis 8 Milliarden 

ergeben haben. Das läßt für Böhmen, Mähren, Schlesien und 

die Slowakei einen Umlauf von mindestens 12 bis 15 Milliar- 

den erwarten. Der Rest auf 37% Milliarden verteilt sich über 
Deutschösterreich, Galizien und Ungarn einschließlich Sieben- 
bürgen, sowie das ganze früher besegte und neutrale Ausland, 

so daß auf Deutschösterreich kaum mehr als 5 bis 6 Milliarden 

entfallen dürften, zumal hier die Zahlungssitten weitaus amı 

modernsten sind und Deutschösterreich sich am meisten an der 

Kriegsanleihe beteiligt hat. Dem verhältnismäßig geringen No- 

tenumlauf steht freilich ein umso größerer Besig an Kriegsau- 

Jeihen gegenüber. Immerhin scheinen sich Banknoten und 

Kriegsanleihen zusammen über das irühere Österreichische 

Staatsgebiet so zu verteilen, daß ihre Gesamtmasse unge- 

fähr der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der. einzelnen Ge- 

biete entspricht, so daß bei gleicher wirtschaftlicher Leistungs- 

fähigkeit ein größerer Kriegsanleihebesig einen geringeren 

Banknotenbesig bedingt und umgekehrt. Denn da Böhmen und 
Mähren während des Krieges dem gleichen Liquidationsprozeß 

ihrer Wirtschaft unterworfen waren wie die übrigen Länder 

der Monarchie, an agrarischen und industriellen Lieferungen 
aber sich in besonders hohem Maße beteiligten, mußten sich 

dort im Laufe der Jahre riesige Barmittel ansammeln, für die 

es infolge der Blockade, der Unmöglichkeit industrieller oder 
landwirtschaftlicher Investitionen oder einer ausgiebigen Vor- 

ratsergänzung keine Anlagemöglichkeit gab. 

I Entscheidend für die Schuldenmasse, die Deutschösterreich 

schließlich verbleibt, wird das Schicksal der zahlreichen großen 

und mittleren Unternehmungen sein, die in Wien ihren 

Sigs und in Böhmen und Mähren ihren Betrieb haben. 
Bleiben diese Unternehmungen deutschösterreichisch, dann er- 

höhen sie entsprechend auch die Steuerkraft des deutschöster- 

reichischen Staates und damit seine Fähigkeit, für einen grö- 

ßeren staatlichen Schuldenblock aufzukommen. Wandern sie in 

das Land ihrer Betriebsstätte ab, dann geht die Sorge um den 

Kriegsanleihebesit; dieser Unternehmungen an den tschechischen 

Staat über, -dann vermindert sich eben auch die Höhe der 

deutschösterreichischen Verpflichtung in entsprechendem Majße. 

Freilich verfälscht sich diese wirtschaftliche Grundtatsache 

mehr und mehr zu Ungunsten Deutschösterreichs, je länger die 
Ungewißheit über die finanzielle Auseinandersegung und die 

völlige finanzielle Scheidung sich hinzieht. Es ist nicht unwahr- 
scheinlich, daß in den Monaten seit der Revolntion ‘beträchtliche 

Mengen an Kriegsanleihe aus den Gebieten des tschecho-slowa- 
kischen Staates nach Deutschösterreich eingeströmt, und dafür. 
$ehr große Aktienposten von In_dustriegesellyschaften‚.a11er Art 

in tschechischen Besig übergegangen,sind, worauf ja zum gro- 

‚ Bßen Teil die Börsenhausse in den legten Monaten zurückzu- 

führen sein dürite. Dabei haben die Tschechen in den Wiener 

Filialen der Prager tschechischen Banken jederzeit ein gefü- 

giges Werkzeug iür ihre. Transaktionen, die völlig unkron- 

trolliert Schiebungen aller Art durchführen können, ob
wohl be- 

reits seit langem die Entsendung besonderer deutschöster- 

reichischer Regierungskommissare in diese Bankfilialen von 

der hiesigen Öffentlichkeit gefordert wird. 

Die tschechische Regierung selbst hat dieser Tage 

' zum erstenmal offiziell ihr Desinteressement an der Kriegsalt- 

' 1eihe erklärt. In der Gesandtenkonierenz der Nationalstaaten 

hat der tschechische Gesandte im Namen seiner Regierungen 

| Verhandlungen über die Sicherung der weiteren Kupons der 

Öösterreichischen Anleihen schlechthin abgelehnt, da die ische- 

chische Regierung damit eine „Illoyalität gegenüber den Ver- 

bündeten begehen würde, wenn sie mit irgend einer Quote für 

die Zahlung der Kupons der Kriegsanleihe beisteuern würde. 

Es müßte dies als Billigung der unerhörten Gewalttätigkeiten 

angesehen werden, welche am tschecho-slowakischen Volk sei- 

tens derjenigen verübt wurden, deren Erben zweifellos die 

deutschösterreichische und die ungarische Republik sind und 

welche auch jeßt noch im innigen Verhältnis zu den Feinden der 

Verbündeten stehen.“ Daß dies der Auffassung der 

Entente nicht entspricht, sondern lediglich ein haltloser 

Vorwand ist, um sich den finanziellen Verpflichtungen zu ent- 

ziehen, beweist ein an die Gesandtenkonierenz gerichtetes Te- 

legramm der Pariser Friedenskonferenz, worin ausdrücklich 

die Sicherung des Märzkupons als in keiner Weise präjudi- 

zierlich für die endgültige Regelung der österreichisch-unga- 

rischen Schuld erklärt wird. Dieses Telegramm (daß der Au- 

laß der zitierten ischechischen Erklärungen gewesen ist), hat 

deutlich die Besorgnis der Ententestaaten ausgedrückt, daß im 

Dienste der österreichischen Staatsschuld eine Stockung ein- 

treten könnte. Außerdem ist die Anerkennung der Tschechen als 

Verbündete der Entente erst zu einer Zeit erfolgt, als der weitaus 

größte Teil der Österreichischen und ungarischen Staats- 

schulden bereits aufgenommen war, und schließlich hätten die 

Tschechen von ihrem Standpunkt auch kein Recht, irgend 

einen Anteil an den Aktiven des zusammengebrochenen Staa- 

tes zu fordern, auf die sıe mit aller Selbstverständlichkeit be- 

reits ihre Hand gelegt haben. 

Aber nicht nur die Sorge um eine mögliche Überlastung 

Deutschösterreichs durch das einseitige Vorgehen der ‚Tschr- 

chen, sondern vielleicht noch mehr die Sorge um das Schick- 

sal der Österreichisch-ungarischen Währung lähmt das 
deutschösterreichische Wirtschaftsleben. Denn indem die 

deutschösterreichische und die mit ihr im Einvernehmen Vor- 

gehende ungarische Regierung dem tschechischen Beispiel fol- 

gen, verliert die österreichisch-ungarische Krone ihr Geltungs- 

gebiet und es entsteht die Frage, was mit den (ziffernmäßig 

nicht erfaßten) Kronennotien geschieht, die sich im verbün- 

deten und neufralen Auslande sowie in den früher 

beseöten Gebieten (Polen und Ukraine) befinden, von wo ın 

den leßten Monaten große Beträge gleichfalls ihren Weg in das 

verbündete und neutrale Ausland geiunden und dort den Kurs 

der Krone gedrückt haben. Tatsächlich hat das neutrale Aus- 
land auf die Ankündigung der Kronenabstempelung mit einer 
scharfen Kurssenkung reagiert. Der Kronenkurs in Zürich ist 

seither von 28% auf 22 Centimes gesunken. Natürlich ist 

Deutschösterreich an der Kursentwicklung der österreichisch- 

ungarischen Krone formell in dem Augenblick unbeteiligt, in 
dem es zu seiner eigenen Währung übergeht. Aber erstens be- 

; steht noch keineswegs die Gewißheit, daß das. Ausland diese 
ihm keinegvegs geläufige Scheidung zwischen Deutschöster- 

reich und Österreich auch tatsächlich. vornehmen und nicht die 

; deutschösterreichische Krone entsprechend niedrig bewerten
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wird. Zweitens ist Wien nun einmal noch immer das Zen- ; geschehen müssen. . Inzwischen. freilich hat sich bereits eine 

‘ sehr erhebliche- Differenzierung der  neutralen‘ Devisenkurse trum des gesamten Kreditverkehrs des früheren österreichischen 

Staates mit dem neutralen Ausland und insbesondere noch der 

Sit der Verpflichtungen, die vom Österreichischen Staat wäh- 

rend des Krieges eingegangen worden sind, und die Zahlstelle 
für die im Auslande uniergebrachten Effekten. Bei den Wiener 

Banken laufen zumeist die Kredite, welche neutrale Banken 

und Warenlieferanten an Österreich während des Krieges ge- 
währt haben. Vor allem aber ist Deutschösterreich für seine 
Nahrungsmittelbezüge von der Entente auf den ausländischen 
Kredit angewiesen, und es ist kaum anzunehmen, daß die De- 

ponierung von deutschösterreichischen Kronen als Deckung 

bis zur endgültigen Regelung der Finanzfragen von der Entente 

bewilligt wird. Und die Entwertung der Krone bedeutet zu- 
gleich eine Preissteigerung des eingeführten Mehles und Fettes, 

die gegenüber den geltenden Mehl- und Brotpreisen der Regie- 
rung schon heute ein Defizit von nahezu 1 Milliarde auflastet, 

das sie in diesem 6 Millionen-Staat ebensowenig in ihr Budget 
aufnehmen wie auf die Mehl- und Brotpreise überwälzen kann. 

Dabei sind noch. nicht _ die zahlreichen ju- 

ristischen Komplikationen erwähnt, die sich 

bei den unübersehbaren wirtschaftlichen — Verbindun- 
gen zwischen Deutschösterreich und _ den _ slavischen 

Nationalstaaten sowie dem —sonstigen Ausland im 

gegenseitigen Zahlungsverkehr ergeben müssen, Die Regierung 

che durch die Neuordnung des Banknotenumlaufes berührt wer- 

den, durch Geseß erfolgen wird. Indessen wird sich gerade 

eine Regelung der Beziehungen zum Auslande schwer einseitig 

diktieren lassen. Dabei ergeben sich grundsäßlich zwei Mög- 

lichkeiten: Auf der einen Seite wird vorgeschlagen, daß die auf 

Kronen lautenden Forderungen des Auslandes gegen Deutsch- 
Österreich in deutschösterreichischen Kronen zurückgezahlt 

werden sollen. Dem steht entgegen; daß das für das Ausland 
eine Wesensveränderung seiner Forderungen bedeutet und da- 

her nicht anerkannt zu werden braucht, noch mehr aber, daß 
damit Deutschösterreich mit Zahlungsverpflichtungen gegen 
das. Ausland belastet wird, die es seinerzeit nicht für Deutsch- 
österreich, sondern für das gesamte österreichische Staatsge- 
biet eingegangen ist, daß also mit anderen Worten die deutsch- 
Öösterreichische Währung zugunsten der tschechischen, süd- 

slavischen usw. übermäßig belastet würde. Das führt auf der 

andern Seite wieder zu dem Vorschlag, die auf österreichisch- 

ungarischen Kronen lautenden ausländischen Forderungen auf 
diese alte Währung bestehen zu lassen, wobei es Sache der 

ausländischen Gläubiger wäre, die Übernahme die- 

ser Schulden durch die Gesamtheit der Öösterreichischen Na- 
tionalstaaten bei der Friedenskonferenz durchzusegen, was bs- 

züglich der im Auslande umlaufenden Banknoten ohnehin wird 

zwischen Auszahlung Wien und Auszahlung Prag herausgebil- 

! det, die zugunsten von Prag nicht weniger als 20 % beiträgt. 

: wird. 
hat angekündigt, daß die Regelung der Rechtsverhältnisse, wel- 

Natürlich steht die in Prag errichtete Devisenzentrale‘ auler 

jeder Fühlung mit der Wiener Devisenzentrale, deren Umwand- 

lung in ‚eine deutschösterreichische noch immer nicht durch- 

gefuhrt ist und um deren Bestimmungen sich längst niemand 

mehr kümmert. C 

Wie sich in Zukunft der Zahlungsverkehr zwischen 

Deutschösterreich und den anderen Nationalstaaten gestalten 

wird, ist noch ganz ungewiß. Vorläufig bereitet die Bezahlung 

der aus Böhmen zu.beziehenden Waren große Sorge, da die 

Tschechen nach Deutschösterreich lebenswichtige Waren, vor 

allem Kohle und Zucker liefern und die Bezahlung in deutsch- 

österreichischen Kronen ablehnen und Zahlung in Francs Ver- 

langen. Doch wird die tschechische Regierung schließlich Zah- 
Jungen in tschechischen Kronen nicht zurückweisen können, 

deren Beschaffung auf dem Weg über die böhmischen Filialexi 
der Wiener Banken und aus den Guthaben der zahlreichen 
böhmischen und mährischen Unternehmungen, die in Wien ihren 
Si6 haben, keine allzu große Schwierigkeiten bereiten wird, 

wie es überhaupt noch nicht sicher ist, ob sich nicht am EndJe 

die Zahlungsbilanz für Deutschösterreich als aktiv erweisen 

Über die Errichtung einer deutschösterreichischen Noten- 

bank sind feste Beschlüsse noch nicht gefaßt. Aber sie wird 

wohl in irgend einer Form in der ‚nächsten Zeit erfolgen 

; müssen, da die Banken die Möglichkeit erhalten müssen, ihre 

ı Aktiven bei einem zentralen Noteninstitut im Bedarfsfalle zı 

liquidieren und ohne Rückendeckung durch eine Notenbank 

insbesondere auch nicht dem Staate weiterhin Mittel zur Ver- 
fügung stellen können. Natürlich kann es sich dabei nur um 
ein mehr oder weniger kurzfristiges Provisorium handeln. Denn 

an eine selbständige deutschösterreichische Währung ist kaum 

zu denken, da es ihr an jeglicher Fundierung fiehlen würde. Für 

Deutschösterreich ist mit der durch die Notenabstempelung voll- 
zogene Währungstrennung der Zeitpunkt gekommen, den 

Übergang zur Markwährung und den Anschluß 
an die deutsche Reichsbank einzuleiten. Die Bedin- 
gungen, unter denen sich dieser Übergang von der Kronen- zur 

Markwährung vollzieht, werden mit zu den schwierigsten Fra- 

gen gehören, die die kürzlich eröffneten Verhandlungen über die 

Vereinigung Deutschösterreichs mit dem Deutschen Reich zu 
lösen haben. Dieses Problem soll noch in einem nächsten Ar- 
tikel erörtert werden. 

Wien, 7. März 1919. 

; Dr. Gustar Stolper, Wn 

Vereinigte Staaten 
Arbeiterbewegung — 

Seit Jahresbeginn mehren sich die Nachrichten über eine 

zunehmende Gärung in der Arbeiterschafift und 
Streiks mit vielfach bolschewistischem Einschlag lassen erken- 
nen, daß auch in den Vereinigten Staaten die psychischen unı 
wirtschaftlichen Nachwirkungen des Weltbrandes sich einzu- 
stellen beginnen, Entsprechend der größeren Entiernung vom 
Kriegsschauplaß und der kürzeren Zeit der Kriegsbeteiligung 
ist Amerika natürlich hinter der europäischen Entwicklung 
noch erheblich zurück und hat demnach Aussicht, die Krisis 
leichter zu überstehen als die europäischen Mächte. Aber die 
politischen wie wirtschaftlichen Grundelemente der revolutio- 
nären Stpömung sind auch in Amerika gegeben. Auf wirtschaft- 

Der Streit um die Bahnen 

' lichem Gebiet bewirkt insbesondere der‘ schnelle Abbau der 
; Kriegsbetriebe : und die beginnende Demobilisation eine zu- 

‚auf 45000 Mann. 

nehmende Überfüllung des Arbeitsmarktes und trägt so dazu 
bei, die durch den: Krieg und. die Teuerung geschaffene Beun- 

ruhigung der Arbeiterschaft zu steigern. . Immer neue Forde- 

rungen 'nach Lohnerhöhung ‚und Arbeitszeitherabsegung sowie 
Streiks sind die Folge. Soweit bereits auf die amerikanische 
Presse Bezug genommen‘ werden karnn, verdient besonders der 
zu Jahresbeginn im Seattlebezirk ausgebrochene Werftarbeiter- 
ausstand Erwähnung, da er stark politischen Charakter an- 

nahm. Durch Sympathiestreiks stieg die Zahl der Streikenden 
Infolgedessen: .Kein Straßenbahnverkehr;
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keine Zeitungen, Schulschluß, Militäraufgebot, Belagerungs
zu- 

stand -— fast wie bei uns. Schließlich' mußte d
ie:Löhnung der 

Werftarbeiter um 15—20 % erhöht werden. Die Regierung T®- 

vanchierte sich nachträglich durch Abschiebun
g einer größeren 

Zahl verdächtiger Russen, die sie als Urheber des ganzen 

Streiks ansah. n . a 

Hinsichtlich Lohnforderungen marsc
hieren anschei- 

nend die Eisenbahnarbeiter an der Spige, die die bestehenden 

Transportschwierigkeiten zu ihren Gunsten ausr_1ußen. Ihre 

Erfolge, von denen noch an anderer- Stelle die Rede sein wird, 

wirken aufstachelnd auf andere Arbeitergru
pperr, insbesondere 

im Schiffahrisgewerbe und in der Eisenindustrie, in. denen 

ebenfalls starke Lohnerhöhungen und Acht
stundentag gefordert 

werden. Die Eisenindustrie rechnet bereits fiest mit der Not- 

wendigkeit weiterer Lohnforderungen, wenn sie ihre vo
lle Be- 

schäftigung aufrecht erhalten will, desgl.: die Kupferindustrie, 

die allerdings vor einiger Zeit im Aristonsgebiet die Löhne
 um 

90 % herabseßen konnte. . 

Zur Begründung ihrer Forderungen verweisen die Arbeite
r 

„zumeist auf die gestiegenen Kosten der Lebenshal:- 

tung, die seit Kriegsbeginn für Arbeiterfamilien sich etwa 

um 70 % erhöht haben sollen. Doch reicht eine solche Ver- 

teuerung nicht aus, um die weitgehenden Arbeiterforderun
gen 

rechtfertigen und den Umfang der Bewegung erklären zu kön- 

nen. Die Hauptursachen der Gärung sind vielmehr politische und 

kriegspsychische Einflüsse, und hierneben in wirtschaftlicher 

Hinsicht die wachsende Arbeitslosigkeit. So wird be- 

richtet, daß im Februar die Zahl der Arbeitslosen allein im 

Baugewerbe auf 2 Mill. angeschwollen sei, eine Angabe, _ dia 

allerdings von unterrichteiler Stelle als stark übertrieben be- 

zeichnet wird. Bezeichnend ist ferner eine Regierungsangabe, 

daß in einer Anzahl von Industriebezirken die Arbeitslosen- 

zahl von 10000 im:Dezember auf 212000 Mitte Januar ge- 
stiegen sei. Nach neuester telegraphischer Meldung soll ferner 

in New-York die Arbeitslogigkeit in zwei Monaten’um 67 % 
sich vermehrt haben. Da die Demobilisation und der Rück- 

transport der Truppen aus Europa mit allen Mitteln beschleu- 

nigt werden, und überdies nach Angabe des „Coal Trade Jour- 

nals“ ähnlich wie in Europa die Landflucht der Arbeiter zu- 
nimmt, also alles sich auf die Städte konzentriert, so ist eine 

weitere Zuspigung der Lage auf dem  Arbeitsmarkt unver- 

meidlich. ; } 

Die hieraus entspringenden - Gefahren hat die Regierung 

denn auch anerkannt und sie versucht daher, der Arbeitslosig- 

keit mit allen Mitteln entgegenzuwirken. Vor allem ist vom 
Employment Office eine große Arbeitsnachweisorgani- 

sation für die zurückkehrenden Soldaten geschaffen, mit Zen- 

tralbüros in zahlreichen Städten und Vertretungen in allen 
Soldatenlagern. Ferner will man öffentliche Arbeiten aller Art, 

wie Bewässerungsanlagen' und Kultivierungsarbeiten, Kanäls 

und Bauten als Notstandsarbeiten baldmöglichst in 
Angriff nehmen. Schließlich will man Kleinsiedelungen 

für ehemalige Sodaten im Westen durch Zuwendung langfristi- 

ger billiger Kredite usw. in großen Zügen ins Leben rufen. Ein 
baldiger durchschlagender Erfolg ist von diesen Plänen, die 
größtenteils erst allmählich in Wirksamkeit- treten können, 

nicht zu erwarten, vielmehr kann zeitlich nur die sofortige 

Wiederaufnahme der Friedensbetriebe bzw. die Umstellung der 

Kriegsbetriebe auf Friedensaufgaben Abhilfe schaffen. In die- 
ser Hinsicht scheint aber auch Amerika nicht in der Lage zu 
sein, die wirtschaftlichen Folgewirkungen des Krieges mit der 

erforderlichen Schnelligkeit zu überwinden. Wohl in Erkennt- 

nis. dieser Sachlage sucht die Regierung dadurch auf die 

Arbeiterschaft mäßigend einzuwirken,. daß .sie unter. weitgehen- 

dem Entgegenkommen .ihrer. .Wünsche den Vermittiler 

'zwischen den Arbeitern und Unternehmern 

' spielt. 
. War Labour 

So _ hat zur großen Beunruhigung der Industrie der 

Board den Achtstundentag als berechtigt an- 

erkannt und weiter folgende Leitsäß e au
fgestellt: Verhand- 

lungsrecht zum Koalitionsrecht der Arbeiter; Beibeh
altung der 

Gewerkschaftsbetriebe; gleicher Lohn für Männe
r- und Frauen- 

arbeit; Mindestlöhne; staatlicher Arbeitsnachweis; Beschrän- 

kung der Kapitalgewinnung. Die Aufstellung weiterer Grund- 

säbe ist für die Zukunit vorbehalten. Nach allen Erfa
hrungen 

darf man annehmen, daß die hierin sich anzeigende Politik de
r 

Konzessionen viel eher - eine Steigerung der Forderungen als 

eine Beruhigung der Arbeiterschaft zur Folge hat. Es ist da- 

her verständlich, daß die Industrie in Amerika bereits ebenso 

wie in Europa um die künftige Exportfähigkeit in Sorge gerät 

‘ und fürchtet, durch die Haltung der Arbeiterschaft ihren V
or- 

sprung gegenüber der europäischen Konkurrenz zu verlieren, 

So wächst sich allmählich die Arbeiterfage zu einem inter- 

nationalen Problem aus und drängt auf eine Neuregelung der 

: Weltwirtschaft auf Basis internationaler Regelung der Arbei- 

terverhältnisse in rechtlicher wie wirtschaftlicher Hinsicht hin. 

In engerem Zusammenhang mit der Arbeiterfrage steh 

das Einwanderungsproblem. Die Arbeiterschaft 

stemmt sich energisch gegen eine Einwanderung, durch die sie 

sich in ihrer Lohnforderung und ihrer gesamten Lebenshaltung 

' bedroht fühlt. Diese Tendenzen der Arbeiterschaft werden un- 

terstüßt von nationalistischen Politikern wie Senator Over- 

man, der für 10 Jahre das Einwanderungsrecht der angelsäch- 

sischen Rasse vorbehalten möchte., ; 

Demgegenüber sind die Interessen der Industriellen auf 

eine starke Einwanderung gerichtet. Besonders die Stahlindu- 

strie, deren ungelernte Arbeiterschaft vor dem Krieg sich vor- 

zugsweise aus den Einwanderern rekrutierte, wünscht einen 

Zustrom ausländischer Arbeitskräfite, um eine Minderung der 

Löhne zu erzielen und so ihre Produkte auf dem Weltmarkt 

konkurrenzfähig halten zu können. 
Die Regierung scheint eine weitere Einschränkung der Ein- 

wanderung zu beabsichtigen, denn die großen Schiffahrtsgesell- 
schaften zeigen sich bereits sehr beunruhigt. Kürzlich hat so-, 
gar schon die Einwanderungskommission des Kongresses einen 
Gesebentwurf ausgearbeitet, wonach die Einwanderung für alle 

Nationen 4 Jahre lang gesperrt werden soll, außer für Kuba, 
Neufundland und Mexiko. Wie sehr die Einwanderung im 

Kriege zurückgegangen ist, zeigen folgende Zahlen: 
1913 1914 1915 1916 1917 

Tausenda: 1387 668 9Ff9 356 134 

Neben der Arbeiterfrage beschäftigt vor allem die Zukuntft 
der Eisenbahnen die Gemüter. Bekanntlich würden alle 

Bahnen Anfang 1918 unter Regierungskontrolle gestellt und die’ 

Dauer der Kontrolle bis 21 Monate nach Friedensschluß festge- 

seßt. Ende 1918 machte nun Mac Adoo, der Leiter der Kon- 

trolle, den Vorschlag, die Staatsaufsicht volle 5 Jahre nach dem 

Friedensschluß auifrecht zu erhalten. ‘Die Bahngesellschaften 

traten sofort in lebhafte Opposition, da sie den Vorschlag alz 

Vorbereitung. einer dauernden Staatskon- 

trolle, wenn nicht einer direkten Verstaat- 
lichung ansahen. Der Kampf der Meinungen, die Interessen- 
pflicht ist seitdem nicht mehr zur Ruhe gekommen. In. der 

Hauptsache werden folgende Möglichkeiten erörtert: Ver- 

staatlichung, dauernde Regierungskontrolle unter Wahrung der 

privaten Betriebsleitung, befristete Regierungskontrolle, freier 

Privatbetrieb. Einen ganz besonderen, für die Gedankenrich- 

tung der amerikanischen Arbeiter und Angestellten sehr be- 
zeichnenden Vorschlag zur Lösung der Bahnfrage haben die An- 

ggstellten (an Zahl 2 Mill., mit Familie 8 Mill. Könfe) in Form 
eines Ggset5entwuris beim Kongreß eingereicht. Sie verlangen 

laut „Times“ vom 8, 2,, daß der Betrieb der Bahnen einer von
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den Angestellten zu wählenden Korporation auf kooperativer 

Basis übertragen werde. Die Eisenbahnwerte (Aktien usw.) im 

Betrage von etwa 3,6 bis 4 Mill. £ müßten gegen Regierungs- 

anleihen eingetauscht werden, und die Regierung müsse das ge- 

” samte Betriebskapital hergeben, während die Angestellten ais 

ihre Kapitaleinlage ihre Arbeitserfahrung (operating ability) 

einbringen würden. Einnahmen und Ausgaben gingen auf 

Rechnung der Korporation, während die Regierung für die Be- 

nußung der Bahnen eine angemessene Rente und ferner von 

einem 5 % überschreitenden Reingewinn die Hälfte erhalten 
solle, dafür aber andererseits ein etwa entstehendes Defizit aus 
öffentlichen Mitteln zu decken hätte. Kurz ein Plan, bei dem 

die Angestellten ihre Ansprüche auf Kosten des Staates nach 

Belieben regeln könnten. 

Sehr beachtenswert sind die Vorschläge. die kürzlich der 

frühere Gouverneur des Federal Reserve Boards Paul. War- 

hurg in einem Vorirage vor der New-Yorker Handelskammer 

machte. Er fordert eine dauernde bundesstaatliche Kontrolle 

unter Wahrung des Privatbesigßes und der Privatinitiative nach 

‚dem Vorbild des Federal Reserve Boards für das Bankwesen. 

. Aus seinen Darlegungen entnehmen wir dem „Journal of Com- 

merce“ v. 7. 2.: ; ; 

„Tndem wir die Möglichkeit einer Rückkehr zum unbe- 
schränkten privaten Besig und Betrieb ausschalten, hesei- 
tigen wir gleichzeitig drei sehr unerfreuliche Begleiterschei- 
nungen: Geheimrabatte, Ühberkanitalisation und nachteilige 
Bestrebungen nach politischer Herrschaft , ..“ 

„Wir können zugeben, daß rein theoretisch der Regie- 
rungsbetrieb die gesundeste und wünschenswerteste Form der 
Bahnverwaltung in einem voll entwickelten Lande ist, wo 
Neubauten keine überragende Stellung mehr einnehmen und 
das Problem der Bahnverwaltung hauptsächlich ein verwa!- 
tungstechnisches ist, und wo ferner eine nach Form und Per- 
sönlichkeit. ideale Regierung besteht. Aber es kann keinerlei 
Zweifel darüber bestehen, daß im Hinblick auf diese Voraus- 
sekungen die Zeit für einen Regierungsbetrieb in den Ver- 
einigten Staaten noch nicht gekommen ist.“ 

„Fisenbahnen sind nicht mehr allein Erwerbsmittel, sie 
sind öffentliche Werte und schon längst vor dem Kriege war 
die Regierung auf alle Weise bemüht, Frachtraten und Löhne 
sowie die zu erfüllenden Aufgaben festzulegen. Infolgedessen 
wird die Rente der Eisenbahnpaniere schon jeß6t von der Re- 
gierung begrenzt. Wenn aber das Privatkanital auch zukünftig 
noch die Bahnen finanzieren und die Mittel für ihren künft- 
tigen Ausbau hergeben soll, so muß es eines angemessenen 
Ertrages sicher sein. Wenn wir eine Definition für den B®8- 
griff des angemessenen Ertrages finden und fierner das An- 
lagekanital darüber beruhigen können, daß ein angemessener 
Mindestertrag ihm nicht fortreguliert und das Minimum 
keineswegs zum Maximum gemacht werden soll, wenn wir 
diese Garantie mit der Zusicherung verbinden können, daß 
private Initiative und Geschäftsmethoden dadurch keines- 
wegs ’ausgemerzt werden sollen, dann haben wir die Kern- 
schwierigkeit des Problems gelöst.“ * 

„Nach meiner Meinung müssen die wesentlichen Grund- 
säke darin bestehen, daß die Regierungsaufsichtsbehörden 
alle zur Durchführung der Kontrolle erforderlichen Voll- 
machten erhalten müssen, aber daß klare und festumrissene 
Grundregeln auifgestellt werden müssen, an die die Auf- 
sichtsämter bei der Ratenregulierung gebunden sind.“ 

i Diese Grundordnung müsse folgendes sicherstellen: Zu- 
sicherung. einer Mindestdividende für das private Kapital; 
Chancen auf höheren Gewinn; hierbei Teilung. des Reinge- 

winns zwischen Aktionären und Regierung bis zu einer oberen 
Grenze, von der an der Ertrag ganz an die Regierung fällt; Be- 

günstigung des Zusammenschlusses der Bahnsysteme, ohne 
aber dadurch eine Konkurrenz in vernünftigen Grenzen hinsicht- 
lich Betriebsführung und Erschließung neuer Gebiete ganz zu 
beseitigen. 

Warburg empfiehlt ferner, als angemessenen Gewinn nach 
Vorbild. des Federal Reserve Board 6 % festzulegen, außerdem 

[ die Gratifikationen der Direktoren und Beamten auf einen be- 

stimmten Prozentanteil an dem 4% % uberschre1tenden Ge- 

winn zu fixieren. 

Der vorstehend skizzierte Kompromißvorschlag wird vor- 

‘ aussichtlich in der nächsten Zeit im Mittelpunkt aller Reform- 
projekte stehen, nicht nur, weil hier ein einflußreicher Finanz- 

mann dem Kapital und Unternehmertum starke Zugeständnisse 

an den Geist der Zeit als notwendig und unbedenklich darstallt, 

sondern auch weil gerade die Parallele mit dem erprobten Sy- 

stem des Federal Reserve Board außerordentliche Werbekraft 

enthält. Andererseits scheint auch für den Staat eine solch® 

Zwischenform für den Bahnbetrieb die beste Lösung zu sein. 

Denn wenn bei den heute in den Massen verbreiteten Ideen 

jegt eine Verstaatlichung käme, dann wäre, wie man an den 

oben geschilderten Plänen der Angestellten erkennen kann, ıie 

Gefahr außerordentlich groß, daß die Leitung der Bahnen in 

” einem Maße auf die Arbeiterschaft Rücksicht nehmen müßte, 

daß Rentabilität und ‘ selbst volkswirtschaftlich notwend1ge 

Frachtenpolitik davor zurückstehen müßten. 

Schon jeßt sind die Lohnausgaben der Bahnen derartig an- 

geschwollen, .daß die künftige Rentabilität und der Kredit der 

Bahnen in Frage gestellt ist. Unter dem Druck der Zeitver- 

hältnisse — vielleicht auch, wie die Gegner argwöhnten, zum 

Teil um den Bahngesellschaften eine spätere Verstaatlichung 

als Erlösung erscheinen zu lassen — hat der Generaldirektor 

für die Bahnen Mac Adoo den Bahnangestellten weitgehende 

Troßdem er im Juni bei drei Lohnzugeständnisse gemacht. 

großen Bahnkonzernen eine bedeutende Tariferhöhung (für 

Güter um durchschnittlich 25.% und für Personen von 92 auf 

2% und 3 cts die englische Meile! ähnliche auch bei anderen 

Bahnen zugestand), genügte der Ertrag nicht zur Deckung der 
Mehrkosten, da er schon nach einigen Monaten stark hinter 

den Erwartungen zurückblieb, wie aus folgenden Zahlen über 

Einnahmen und Ausgaben der amerikanischen Bahnen, die der 

„Comm. & Fin. Chronicle“ entnommen sind, ersichtlich ist: 

Brutto-Einnahmen 1918 1917 Unterschied in % 
. S 1918 geren”1917 

Tuli c X63,7 3H64 + 34 
AngtSst .........0 498,2 3675 + 37,45 
Senptemher....... 487,1 357,7 + 36,16 
Oktoher ......... X84 8 377,9 +"728,30 
Navemher ....... 402,7 324,4 + 24,.12 
(unvollständlg) 

Netto-Einnahmen 1913 1917 Unterschiedl in % 
i S ; 1918 geoen 1917 

IU e 144,3 ; 1009 + 31,36 

AÄTngisß .00 142,4 118,1 —+ 20,58 
entemher....... 1175 1143 + 279 

Oktaher ......... 107,1 1226 — 12,63 
Navember ....... 69,6 86,6 — 19,61 
unvollständig) 

Ausgahen (ohlne Steuern) 
1918 ]9 

AMill. & in % der Bruntto- Mill. $ in % der Brutto- 
. . einn“hme e1m’vnhme 

Anli ... 319,3 68,87 236,1 68,22 
Augnst....... 3558 7141 UE 6742 
Sentember ... 3697 76.09 - 2435 6806 

| Oktober.. ... 3777 77,92 255,3 67.56 
Novemher, ... 333,1 ° 82,71 237,9 73,31: 
unvollständig) 

Das ungeheure Anschwellen der Ausgaben im Vergleich 

zu 1917, als die Bahnen noch unter privater Leitung standen, 

ist lediglich auf die Lohnerhöhungen zurückzuführen. Im Juni, 
nach einem halben Jahre der Staatskontrolle, waren die Netto- 
einnahmen bereits um 50 % gefallen. Mac Adoo selbst schäßte 

deh Regierungsverlust bei der Bahnverwaltung für 1918 dis- 

kret auf 136 Mill.. $, während der Präsident der Interstate 

Commerce Commission, die bereits im Frieden als Bundes- 

‘ kontrollbehörde funktionierte, schon bis zum 1. 11. 1918
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196 Mill. $ Verlust herausrechnet, . Inzwischen hat Mac Adoo 
gehen müssen. Aber der neue Generaldirektor Walter Hines 
kann die Sachlage nicht bessern. Er muß vielmehr noch 

schlimmere Zahlen bekanntgeben. Mac Adoo behauptete, für 
1919 mit 136 Mill. $ Verlust auszukommen, Hines schägt da- 

‚gegen den zu erwartenden Verlust auf 250 Mill. $. Mac Adoo 
bezifferte den Jahresbetrag der Lohnerhöhungen auf 650 Mill. $, 
Hines rechnet jegßt 900 Mill. $ heraus, zu denen noch etwa 

25 Mill. $ iür bereits beantragte Lohnerhöhungen hinzukom- 

men würden. Man vergegenwärtige' sich bei diesen Zahlen, 

daß die gesamten Reineinnahmen der Bahnen für 1916 auf 

etwa 1 Milliarde sich beziffert und die Regierungsgarantie bei 

Übernahme der Bahnen auf jährlich 945 Mill. $ lautete. Im 

„Wall Street Journal“ werden ferner auf Grund von Angaben 

der Interstate Commerce Commission die Bruttoeinnahmen 

für 1918 auf rund 5000 Mill, $, d. i. 1000 Mill. höher als 1917, 
beziffert, bei gleichzeitiger Erhöhung der Ausgaben um 1225 

| Mill, $, so daß der Reingewinn 225 Mill, $ geringer ist als 

1917, welchen Ausfall die Regierung auf Grund ihrer Garantien 

den Aktionären ersegen muß, 

Daß die Ansprüche der Angestellten weiter wachsen wer- 

den, ist ohne Zweifel, Daß aber eine weitere Steigerung der 
Frachtraten nicht beliebig vorgenommen werden kann, vielmehr 

statt eine Einnahmeerhöhung schließlich eine Lahmlegung des 
Verkehrs zur Folge haben würde, ist ebenfalls gewiß. Es fragt 

sich also, ob die Regierung in der Lage ist, den Angestellten- 

forderungen Einhalt zu gebieten. Nach dem bisherigen Verhal- 

ten der Regierung und der wachsenden Macht der Arbeiter- 

bewegung zu urteilen stehen weitere Lohnerhöhungen bevor 
und es kann sehr wohl sein, daß über solcher Gestaltung der 

Dinge schließlich die Aktionäre selbs£t eine Ablösung ihrer 
Rechte auf Grund ihrer garantierten Reineinnahme für vorteil- 

haft befinden. Der Staat dürfte dann aber keine ungetrübte 
! Freude mehr an dem Geschäft haben. i 

Dr. H. Karlowa 

Philippinen 
AllgemeineEntwicklung — Außenhandel — Verdrängung deut- 

scher Handelshäuser — Förderung neuer Industrien — Fisch- 
zucht — Politische Verhältnisse — Eingeborenen-Wehrmacht 

Allgemeine Entwicklung. Die Entwicklungs- 

möglichkeiten des Inselreiches der Philippinen erhellen aus 

einer vergleichenden Betrachtung. Die Inseln führen für eine 

Bevölkernng von 87 Mill. Seelen auf den Kopf mehr Lebens- 

mittel ein als Japan mit seinen mehr als 50 Mill. Einwohnern, 

ein Zeichen, daß der philippinische Landbau erst schwach 

entwickelt sein muß. Wäten Fischzucht, Handel und Industrie 

der Inseln voll entfaltet und alles verfügbare Land nach 

Möglichkeit ausgenutzt, so könnten nach einem Anfsatz der 

„Geographical Review“ genug Lebensmittel gewonunen und 

Bedarfsartikel hergestellt werden, um eine Bevölkerung von 

40 Müill, entsprechend der von England und Wales, zu ernähren: - 

Wenn die philippinischen Zuckerpflanzer ihren Feldern einen 

ebenso hohen Ertrag abzugewinnen wüßten wie die Javas, so 

würden, olne daß eine Ausdehnung des Zuckerrohranbaues 

Platz greifen müßte, die Philippinen nach Kuba das gzweit- 

größte Ausfuhrland für Rohrzucker sein. Bei einer Verbesse- 

rung der Methoden des Reisbaues, durch die eine Ertragshöhe 

wie die von Japan oder den Vereinigten Staaten erzielt 

würde, dürfie nicht nur die Notwendigkeit dahinfallen, ein 

Viertel des benötigten Reises aus Indien und Japan einzu- 

führen, auch die Ausfuhr könnte sich so entwickeln, daß die 

Philippinen darin in der Welt au dritter Stelle stünden. 

einem Ko:nertrag pro Flächeneinheit, wie ihn die Vereinigten 

Staaten aufweisen, ließe sich auf den Inseln ‚eine größere 

Schweine- und Geflügelzucht unıerhalten als in Kanada oder 

Australien. Aber während man stundenlang. über ausgedehnte 

Grasflächen reiten kann, ohne Rindvieh oder Pferde zu sehen, 

müssen die Inseln jährlich etwa 1,75 Mill. Dollar für die 

Einfuhr von Fleisch aus Australien und Britisch-Indien ansgeben. 

Die philippinische Regierung ist fortgesetzt eifrig bemüht, 

die Mitarbeit amerikanischer Geschäftsleute bei der Entwicklung 

der eiuheimischen Industrien in »tärkerem Maße zu gewinnen, 

als es bisher wegen der unsicheren politischen Zuknnft des 
Inselreiches gelingen wollte. Die wertvollen Rohstoffe des 
Landes können nur dann nutzbringend verwertet werden, 

wenn ein stärkerer Kapitalzufluß nach den Inseln einsetzen 

wird, Die Sicherheit solcher Anlagen wird selbst für den 
Fall, daß die Philippinen nach Beendigung des Krieges ihre 
Unabhängigkeit erhalten sollten, als außer Frage stehend boe- 

zeichnet. Mit welchem Recht, kann.nur die Zukunft lehren. 

Mit- 

Außenhandel, Nach „Wallstreet Jonrnal“ belief sich 

der Wert der Einfuhr der Philippinen in dem mit Adem 30. Juni 

1918 abschließenden Fiskaljahr 1917/18 auf 83763290 $, der 

der Ausfuhr auf 116614 621 S. Die Hälfte der Einfulhr stammte 

aus den Vereinigten Staaten, von der Ausfuhr gingen zwei 

Drittel dorthin. Die Zunahme der Einfnhr gegenüber dem 

Vorjahre betrug 61 v. H., die der Ausfuhr 63 v. H. 

In der Ausfuhr haben Hanf und Kokosnußöl die größte 

Wertsteigerung zu verzeichnen. Von Hanf wurden im Fiskal- 

jahr 1917/18 26000 long tons mehr als 1916/17 ausgeführt, 

nämlich 158211 long tons. Davon gingen 83572 nach den 

Vereinigten Staaten, 55160 nach dem Vereinigten Königreich 

und 11412 nach Japan. Die Preise waren anßergewöhnlich 
hoch. Die Ausfuhr von Kokosnnßöl erreichte im Jahre 191718 

einen Wert von 18552210 $. Der Menge naclı stieg die Aus- 

fuhr auf annähernd das Dreifache, von 56000 auf 159000 Tonnen. 

Mehr als die Hälfte der Kopraerzengnng wird nun schon in 

philippinischen Ölmühlen verarheitet. Trotzdem nahm auch 

die Ausfuhr von Kopra zu, Die Steigerung betrug etwa 50 v. H. 

Verschifft wurden 103837 long tons, von denen 88422 tons 

nach den Vereinigten Staaten gingen. Zurück ging die Zucker- 

ausfnhr von 234308 auf 225 428 long tons. Der Durchschnitts 

preis blieb ungefähr auf alter Höhe. Die Zigarrenausfuhr 

nahm gegenüher dem Vorjahre um 50 v. H. zu, sie erreichte 

annähernd 320 MiN. Stück. Über zwei Drittel gingen bei 

wachsender Nachfrage nach den Vereinigten Staaten. Auch 

in der Ausfuhr von Ruhfabak brachte das Fiskaljahr 1917/18 

einen Rekord. Die Ausfauhrmenge hbelief sich auf 413 Mill. 1bs 

gegenüber 306 Mill. im Jahre 1916. Über die Hälfte ging 
nach Spanien. ; . 

In der Einfuhr zeigten die größte Zunahme Wollstoffe 

(19,2 gegenüber 8,5 Mill. $; davon über 80 v. H. aus den Ver. 

einigten Staaten) und Eisen- und Stahlwaren (93 gegen 

41 Mill, $) Auch Baumwollwaren wiesen eine weitere Zu- 

nahme der Einfuhr auf. Sie machen nun annähernd ein Drittel 

der Gesamteinfuhr aus. Ungefähr drei Viertel ihres Wertes 

entfallen auf die amerikanische Zufuhr, 15 v. H. auf die Jıpa- 

nische. Die Reiseinfuhr blieb infolge der gesteigerten ein 

heimischen Erzengung gegenüber dem Vorjahre um etwa 

2000) t zurück. Der Wert‘ war 62 Mill. $. Dagegen st’eg 

im Weıte und nach der Menge die Einfuhr von Weizenmehl 



242 Wirtschaftsdienst, Nr. 12 vom 21. März 1919 

aus Australien (statt 1,5 für 27 Mill. $). Auch frisches Fleisch 
wurde in vermehrtem Umfange eingeführt. Der Wohlstand 
des Inselreiches und die gehobene Kaufkraft der Bevölkerung 

änßerten sich in einer starken Zunahme der Einfuhr von 
Seide (2.5 Mill. $, doppelt so viel als im Vorjahre) und Seiden- 

geweben, Schmucksachen, Luxusartikeln und Kraftwagen. Im 

Fiskaljahr 1917/18 wurden von letzteren 1646 Stück eingeführt 

gegenüber 1048 Stück im Jahre 1916/17. 
Die Ziffern der Ein- und Ausfuhr von bzw. nach einzelnen 

Ländern sind für die Fiskaljahre 1916/17 und 1917/18 nach- 

stehender Tabelle zu entnehmen (Wert in Golddollar): 

Einfuhr ans . Ansfuhr nach 
1916’17 1917/18 1916/17 1917/18 

Ver. Stanten ... 27516556 49799229 143125393 77010233 
Hawall ,........ 301 294 202 679 129 670 182613 
Großb:itannien, 26718834 3065146 7677218 15666 764 
Australien ..... 1009365. 3026806 789445 1111404 
Belgien ........ 27 866 324 —- — 
Brit.-Indien ‚... 1041244 1438129 961929 1036486 
China ......... 3348943 5862075 2199763 2435315 
Frankreich ..... . 683 693 720913 2187450 1412692 
Franz.-Indien .. 6393719 5758876 130 478 737 196 
Hongkong...... 145 748 123 025 4831445 5096 921 
Jtalien ......... 91 720 96 672 43129 168 011 
Japan .......00 5889275 10 660 672 4975416 7863165 
Niederlande .... 141.930 56 892 439 524 — 
Spanien ........ 834 232 643 554 2001918 3233201 
Schweiz........ 448 462 350 692 162 432 202 038 
Andere Länder. 1432317 1958 496 2057 165 458 572 

Insgesamt... 51983278 83763290 71715375 116 614 611 

DieHandelsbeziehungen zwischen den Phi- 

lippinen undden Vereinigten Staaten sind durch 

den Krieg in ungeahnter Weise gefördert worden. Die Be- 

strebungen der philippinischen Regierung, aus Manila ein 

Verteilungszentrum für den amerikanischen Handel im Fernen 

Osten zu machen, scheinen Erfolg zu haben, Die Philippinen 

besitzen gute Häfen und Gelegenheit zur Errichtung günstig 
belegener Lagerhäuser, Die auf den Inseln gewonnenen Roh- 

produkte: Kopra, Kokosnußkuchen, Hanf, Maguey (amerika-‘ 

nische Agave), Zucker, Tabak, Hölzer, Nüsse usw. werden in 

der ganzen Welt gebraucht. Die Ausdehnung des Schiftbaues 

macht Manilahanf und Maguey zu begehrten Artikeln, Durch 

Gründung von Zweigniederlassungen auf den Philippinen, in 

erster Linie in Manila, das sie als eine Einfallspforte für den 

Handel mit dem Fernen Osten betrachten, suchen amerika- 

nische Geschäftshäuser ihren Orienthandel zu erweitern. 

Verdrängung deutscher Handelshäuser. 

Der Zeitpunkt, sich auf den Philippinen niederzulassen, ist für 

amerikanische Fiimen insofern hesonders günstig, als der vor 

dem Kriege auf den Inseln eine hervorragende Rolle spielende, 

von den Eingeborenen geschätzte deutsche Handel durch 
Zwangsaufsicht, Liquidation der Firmen und zwangsweise Ver 

schicekung der Inhaber und Angestellten vollständig verdrängt 

und für die Zukunft nahezu unmöglich gemacht worden ist. 

Den letzten darüber gebrachten Mitteilungen (in Nr. 5. Seite 

102 ff) ist nachzutragen, daß Ende September die Firmen 
Fröhlich & Kuttner und Cooper Co., die sich in denselben 

deutschen Händen befanden, nach Ungültigerklärung des 

zuvor getätigten Verkaufs durch den Vertreter des Aufsehers 

für das feindliche Vermögen nunmehr mit Zustimmung des 

Aufsehers in Washington freihändig von dem nach den.Ver- 

einigten Staaten verschickten Geschäftsleiter Walter Neumark, 

der zu dem Zweck von den Fırmeninhabern bevollmächtigt 

war, an die Compania Mercantil de Filipinas veräußert wurden. 

Auf den 23. bzw. 17. Dezember war auch die Versteigerung 

der beiden, Germann & Co. Ltd gehörigen Geschäfte „Zigarren- 
fabrik Helios“ und „Technische Abteilung“ erneut und dies- 

mal gemäß den Vorschriften des Aufsehers für das feindliche 

Vermögen in Washington von dem neuernannten Vertreter 
desselben auf den Philippinen, Douglas M. Moffat, in der 
Presse ausgeschrieben. Über das Ergebnis wird nach Bekannt- 

werden noch zu berichten sein. ; 

Förderung neuer Industrien. Zur Hebung der 

Seidenraupenzucht sind im verflossenen Jahre befrie- 

digend ausgefallene Versuche angestellt worden. Eine Plan- 

tagengesellschaft in der Provinz Ilocos, die 15000 Maulbeer- 

bäume besitzt, traf mit dem Bureau of Science ein Abkommen 

über die Lieferung von 50000 Eiern im Monat. Zur Beauf- 

sichtigung der Kulturen wurde ein japanischer Fachmann 

herangezogen Zunächst wurde ein Anfang mit 20000 Seiden- 
raupen gemacht. Die Pflanzung wird durch weiteren Anbau 
von Maulbeerbäumen erweitert, Die Gesellschaft hat auch 

bereits mit der Herstelung von KRohseide begonnen. Der 

Preis soll sich auf etwa 10 $ für däs Pfund stellen. 

Da die Philippinen über handfertige ländliche Frauen- 

arbeit verfügen, bieten sich für Hausindustrien reiche 

Möglichkeiten der Entwicklung. Für die Ausfuhr in Frage 

kommen besonders die‘ Hut- und Bortenflechterei., Die 

Flechterei hat sich in den Kriegsjahren, bei‘ deren Beginn 

sie einen Ausfuhrwert von etwa 700000 $ lieferte, gut ent- 

wickelt, zumal da die Vereinigten Staaten die Einfuhr aus 

anderen Ländern zu Gunsten derjenigen der Philippinen ein- 

schränkten. Die Erzeugnisse der Weberei, die auch fast aus- 

schließlich im Handbetrieb hergestellt werden, eignen sich 

‚vorerst nur für den einheimischen Gebrauch. Ob sich diese 

Industrie in absehbarer Zeit zu einer Ausfuhrindustrie wird 

entwickeln lassen, ist noch eine offene Frage. 

Fischzucht. Im Jahre 1913 dienten der Zucht von 

Süßwasserfischen Anlagen im Umfang von annähernd 8 Mill. 

acres, die einen Jährlichen Ertrag von ungefähr 700000 $ an- 

lieferten. Im Laufe von zehn Jahren hat sich diese Juhres- 

ausbeute mehr als verdreifacht, Auch die Tiefseefischerei und 

die Küstenfischerei sollen durch Verbesserung der Fang- und 
Verarbeitungsmethoden und durch Studium der Fischstand- 

plätze gehoben werden. Sowohl in der Fischzucht wie im 

Fischfang dient besonders Japan als Vorbild. 

Pol tische Verhältnisse, Auf den Philippinen 
scheint man sich der Ansicht hinzugeben, daß die Vereinigten 

Staaten dem Inselreich bald nach Friedensschluß in Überein- 

stimmung mit früheren Zusagen und dem Selbstbestimmungs- 

recht der Völker bald die volle Selbständigkeitge- 
währen werden; So sehr mau darüber erfreut ist, so besteht 

doch die Befürchtung, daß die Japaner, wenn erst einmal die 

'‘Unabhängigkeit der Inseln ausgesprochen und damit ein 

äußerer Anlaß für die Vereinigten Staaten, sich betroffen zu 

fühlen, entfallen sein wird, unter Anwendung ihrer Auffassung 

von der Anpassung der Monroe-Doktrin auf den Fernen Osten 

versuchen werden, eine Art Oberaufsicht über die Philippinen 

herzustellen. Bestärkt werden diese Befürchtungen durch 

japanische Äußerungen, wie die von Dr, Nitobe, auf die be- 

reits im Jahrgang 1917, Seite 225 ff. in dem Beitrage 

„Die Zukunft der Philippinen“ von uns Bezug genommen 

worden ist. 

In diesem Zusammenhange verdient das Landgesetz 

Beachtung, das im verflossenen Jahre vom pPphilippinischen 

Kongreß angenommen, aher vom Präsidenten der Vereinigten 

Staaten nicht gutgeheißen wurde. Nach demselben sollte 

Land, das früher Staatseigentum war, oder sich noch im:Be- 

sitz des Staates befindet, in Zukunft nur an Filipinos oder 

Amerikaner oder an Gesellschaften, denen ausschließlich solche‘ 

angehören, verkauft werden dürfen. Fremde sollten ihren be- 

reits erworbenen Besitz dieser Art nur an Filipinos oder 

Amerikaner veräußern können. Zur Pacht sollten nicht-philip-
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pim'séhe Gesellschaften 'nur mit Ermächtigung des Kongresses 
zugelassen werden, Wie die „Manila Times“ berichten, war 

” diese Maßnahme gegen die in letzter Zeit stark hervorgetretenen 

Aufkänfe von Land durch Japaner gerichtet. Nachdem Wilson 

das Gesetz zur Wiedererwägung an den Kongreß zurückver- 
wiesen hat — die philippinische Verfassung sieht vorläufig 

noch ‘ ein Veto-Recht des amerikanischen Präsidenten gegen 

philippinische Gesetze und Verwaltungsakte vor —, dürften 

‚daran diejenigen Änderungen vorgenommen werden, die nötig 

sind, um es mit den Staatsverträgen in Einklang zu bringen- 

welche die Union verschiedenen Ländern, vor allem Japan 

gegenüber, in der Landerwerbsfrage binden. Ähnlichen Zwie- 

spalt, wie ihn vor Jahren die Frage des Landerwerbs durch 

Japaner in Kalifornien zwischen Japan und den Vereinigten - 

Staaten einerseits und der Staatenregierung und Kalifornien 

anderseits hervorgerufen hat, sucht die Regierung Wilsons 

offensichtlich zu vermeiden. Aber auch ein Teil der öffent 

lichen Meinung der Philippinen, an der Spitze die „Manila 

Times“, bislang ein Organ der amerikanischen Interessen auf 
den Inseln, aber seit ungefähr einem halben Jahre in Häuden 

einer philippinischen Gruppe befindlich, an deren Spitze der 

Senatspräsident und einflußreiche eingeborene Politiker Manuel 

Quezon steht, verwahrt sich gegen die Ausschließungspolitik, 

die in dem Landgesetz und einigen weiteren Schutzmaßnahmen, 

wie beispielsweise einem Gesetzentwurf zum Ausdruck kommt, 

durch den unter dem Vorwand der Bekämpfung des Alkohol- 

mißbrauches die Einfuhr fremder Spirituosen be- 

schränkt werden soll, während der Verkanf der gefährlichsten 

einheimischen Getränke keinerlei Kontrolle unterliegt. 

Stark ist offenbar das Bestreben der Hacienderos, der 

philippinischen Großgrundbesitzer, auf gewisse Verwaltungs. 

zweige und auf den Kongreß einen Einfluß im Sinne ihrer 

Wünsche auszuüben. So wurde in Jetzter Zeit von ihnen das 

Verlangen nach Einführung fremder Landarbeiter vorgebracht, 

während auf den Inseln doch reichlich ländliche Arbeitskräfte 

vorhanden sind. 

. ( . 

Auf unzulässige Mach en s’chaften‘bei der!Finan- 

zierung neuer Industrien durch amerikanische und 

eingeborene Unternehmer — genaunt wird insbesondere eine 

Art von Trust der Ölmühlen, an dessen Spitze der Amerikaner 

Carl Hamilton steht — sollen sich die Untersuchungen einer 

Kommission erstrecken, die nach einer Äußerung des Senats- 

präsidenten Quezon das philippinische Wirtschaftsleben von 

der einseitigen Beherrschung durch”das Großkapital freihalten 

soll. Auch dagegen äußern die „Manila Times‘“ unter Hinweis 

auf die Kapitalarmut des Inselreiches und die dringende Not- 
wendigkeit schneller wirtschaftlicher Entwicklung Bedenken- 

Neuerdings ist sogar der Nationalheld der Filipinos, General 
Aguinaldo, mit den beanstandeten Gründungen in Zusammen 

hang gebracht worden, weil sein Name auf einem der Gründungs- 
prospekte stand. Das hat Ouezon veranlaßt, vor dem Senat 

warnend zu erklären: „Wir sind nun einmal der Ansicht, daß 

die Hamilton’schen Methoden der Finanzierung zu beanstanden 

sind, und wir möchten unsern größten Mann vor einem un- 

günstigen Urteil der Nachwelt bewahren.‘“ 

Eingeborenen-Wehrmacht., Die im Herbst 

vorigen Jahres getroffenen Vorbereitungen zur Einberufung 

der ersten philippinischen Eingeborenen-Division in Stärke 

von 15000 Mann auf den 1. November sind durch die An- 

nahme des Waffenstillstandsangebots der Zentralmächte zu- 

nächst gegenstandslos geworden, Die Filipinos zeigten im 

allgemeinen großen Eifer für den Dienst bei der Division 

und waren auch bereit, nötigenfalls außer Landes zu dienen. 

Es war auch schon die Rede davon, sie sollten die amerika- 

nischen Truppen an der Grenze von Mexiko ablösen. Jeden- 
falls erscheint, was sowohl vom kolonialen Standpunkte — 

man denke nur an die gleichgerichteten Versuche auf Java — 

wie auch von dem der möglichen künftigen Unabhängigkeit 

der Inseln bemerkenswert ist, dieser erste Versuch - zur 

Schaffung einer regulären nationalen Wehrmacht auf den 

Philippinen erfolgreich gewesen zu sein. 

; Dr. Arthur Heber 

Portugiesisch-()stafrika 
Das Gebiet der Companhia de Mocambique (Vergleiche „Wirtschaftsdienst‘“ Nr, 19, 1917) 

Wenn auch Nachrichten über die neueste Entwicklung 

nicht vorliegen, werden doch die Angaben für die Jahıe 1916 

und 1917 einen Anhalt für die Beurteilung der Wirtschafts- 

lage bieten. 

Die Gesamt-Handelsbewegung betrug (in £): 

1913 1916 1917 
4 973 688 4 400 220 5511 943 

Die Steigerung im Jahre 1917 ist, besonders bei der Einfuhr, 

nicht auf eine regere Handelstätigkeit, sondern auf die be- 

deutend gestiegenen Preise für Waren und Produkte zurück. 

zuführen. Die Zahlen Jauten (in £): 

Einfuhrwerte Ausfuhrwerte 

1916....... LE 535 388 357111 
1917 0000000000000 598 222 587555 

Die Ausfuhr der wichtigsten Landeserzeugnisse 

betrug: 1916 1917 1916 1917 
Mais....... Sack 102943 145712 (Wertin £) 48558 72440 
Zucker......... t 18000 20953 : 
Mangrovenrinde t 8457 ? ; 
Außerdem wurden 1916 in kleineren Mengen Baumwolle,£r& 

nüsse und Kopra’ ansgeführt, Au Zucker lagen Ende 1917 

noch 42792 t versandbereit, die uber aus Mangel an Schiffen 

nicht verladen werden konnten. a 

Die Durchfuhr bezifferte sich auf: 

1916..,... 1518613 £ * 19174,.4. . 997399 £ 

Aus Rhodesia wurden 1916 über Beira 

13 t Kupfererz (= 748 £) 
3395 ,, Kupfer (= 451849 „) 
87 251 „ Chromerz (== 335 446 „) 

ausgeführt, ferner aus Katanga (Belgisch-Kongo);28 000 t/’Kupfer 

im Werte von 50 bis 100 £ die Tonne. ] 

Der Abschluß der Companhia de Mocambique für 1916 

ergab einen Nettoüberschuß von 31841 £, KEine Dividende 

wurde nicht erklärt, sondern der Gewinn dem Spezial-Reserve- 

konto übertragen, das dadurch auf 87928 £ anwächst. 
Die Unternehmungen in Afrika brachten einen 

Gewinn von 50382 £; die‘ europfüischen Unternehmungen 

schlossen dagegen mit einem Verluste von 2837 £ ab. 

Schiffahit. Im Jahre 1916. wurde Beira, der Haupt- 
hafen des CGebietes, hauptsächlich von englischen, portugie- 

sischen und norwegischen Dampfern‘ angelanfen. Es "ergibt 

sich folgendes Bild für 1916: 

Augekommene Schiffe: 
Nationalität Anzahl Br.-Reg.-T. Jadung t Passagiere 

Portngiesisch .. 112 165 214 2387 904 
Engelisch ...... 212 481 352 40 237 1629 
Norwegisch.... 26 22 286 2770 39 
Andere........ X . 6452 278 — 

! Zusummen 1916 354 675 30% 45 672 2572.. 
\ gegen 1915 342 994 022 52410 * 3507 
{ » 1913 534 an 136 942 73595
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Ausgegangene Schiffe: 

Nationalität Anzahl Br.-Reg.-T, Ladınng t Passagiere 
Portugiesisch .. 111 163411 20311 1179 
Englisch.,..... 213 481 859 106 197 2633 
Norwegisch.... 26 22 286 11792 35 
Andere........ 4 6452 2452 . 1 

Zusammen 1916 354 674 008 140 782 3848 
gegen 1915 342 989 373 136129 . 4959 

„ 1913 529 — 82 923 3251 

Für 1917 liegen bisher nur die Ausgaben über die englischen 

Dampfer vor. Es liefen Beita an: 185 Dampfer, 414 971 Br.-Reg.-T., 

(ie 40300 t Ladung brachten und 1053435 t Ladung einnahmen. 

Eisenbahnen. Durch außerordentlich schwere Regan- 

fälle wnrde der Betrieb der Beira-Maskonaland-Bahn 

gegen Ende 1917 auf einige Wochen lahmgelegt. Die Beira- 

Pungu e-Sektion wurde zum großen Teil weggewaschen und 

konnte erst im Februar 1918 dem Verkehr von neuem über- 

geben werden. Es verlautet jetzt, daß mit dem Bau der schon 

lange projektierten Beira-Zambezi-Bahn sofort nach 

Kriegsende begonnen werden soll. 

Landwirtschaft. Durch Negernnruhen in den Jahren 

1916 und 1917 und durch besonders schwere Regen im Jahre 

1917 wurde die Produktion ungünstig beeinflußt, Als wichtig- 

ster Faktor der Kolonie wird die Landwirtschaft durch die 

Regierung nach Möglichkeit gefördert. Im Jahre 1916 wurden 

neue Landkonzessionen für 73000 ha erteilt: für 1917 liegen 

bisher keine Zahlen vor. Im ersten Vierteljahr 1918 sind 

24 242 ha _ als Farmland anufgenommen worden. Das wichtigste 

Landeserzengnis Zucker hbrachte im Jahre 1916 28 CC0 t 

die Ernte 1917 dürfte noch größer ausgefallen sein, da weitere 
Ländereien urbar gemacht und bestellt worden waren. Auch 

in den Jahren 1916 und 1917 kamen nur die Zambezi- und 

Buzi-Ufer für den Zurkeranbau in Frage; die Pungue-Gebiete 

harren immer noch ihrer Erschließing: Die Maisernte 

betrug 1916 ungefähr 200000 Sack, 1917 ungefähr 350 000 Sack. 

Durch die energisch in Angriff genommene Urbarmachting 

weiterer geeigneter Gebiete ist in den nächsten Jahren mit 

einer bedeutehden Steigerung des ‚Ertrages zu rechnen. An 

Sisal-Hanf hat die Companhia de Mocambique in Chu- 

panga am Zambezi 2500 Acker unter Kultur, weitere 800 Acker 

werden jetzt bepflanzt. Die Cia, Zambezia legte eine Pflanzung 

von 3000 Ackern an. Die Agaven gedeihen gnt und versprechen 

günstige Ergebnisse, Die Anpflanzung von Buumwolle 

durch Neger wird, abgesehen von den von der Companhia de 

Mocambique unter Kultur gebrachten 3000 Ackern im Sena- 

Distrikt, auch im Zambezi Gebiet planmäßig durch Verteilung 

von Saatgut gefördert. Die letzten Ernteergebnisse waren: 

1915 .. 627 200 Pfund 1916.. 1536640 Pfund 
1917........ 3584 000 Pfund 

Bergbanu wird bisher nur im Manica-Distrikt betrieben. 

Die Goldproduktion 1917 ergab 9276 Unzen im Werte von 

37587 £ gegen 63733 £ in 1914 , Die Kupfergewinnung, 

die in den letzten Jahren fast gänzlich ruhte, wurde im Hin- 

blick auf die günstigen Marktpreise wieder anfgenommen. Im 

Jahre 1917 wurden 307 t im Werte von 30702 £ gewonnen. 

H. Pechner 

Geld und Kapital 
Intervalutarische Kurse 

Der Kurs der Reichsmark erfuhr in der Berichtswoche so 
erhebliche Steigerungen, daß der Rückgang der letzten vier 
Wochen wieder gntgemacht wurde. Auch Pfund und Dollar 
lagen fester. Auffälliıg ist der außerordentlich scharfe Rück- 
gang des französischen Franken. 

Kursder Reichsmark 

12.3. 13.3. 14.3. 15 3. 173 18 3. J8 ea 
Zürich ..... 47,75 47.74 50,25 14975 52,— 51,-— — 58,69 
Amsterdam . 24,15 25,60 2566 2560 2555 25,675 — 56.68 
Stockholm.. 3475 36,25 37,75 ° 36,75 3775 37,73 — 57,53 
Kopenhagen 3825 39,75 40,50 39,75 41,50 41,35 — 53,48 
Kristiania... 36,25 38,— 39,550 —,— —,— —,- —5556 

Kursderösterreich-ungarischen Krone 

12 3. 13.3. 143 15.3. 17.3. 18 3 
Zürich ..... 23,— 23,— 24,— 24,— 25,— 24,50 — 7670 
Amsterdam . 11,65 12.10 12,— 1210 12,35 12,— —76,19 
Kopenhagen 19,— 19550 20.— 20,— 290,- 20,— — 73,54 
Berlin...... 43,955 —— .48,95— 4985— 4895 4895 —4240 

4905 —— 4905 4905 4905 4905 — —— 
Kursdes Pfund Sterling 
123133 143 153 17.3. 18 3 a er an 

Zürich ..... 23,19 23,05 23,08 2325 23,35 23,35 — 759% 
Amsterdam . 11,385 11,6025 11,605 11,605 11,61 1168 — 357 
Stockholm.. 16.90 16,96 17,03 17,01 17,01 —— — 633 
Kopenhagen 18,31 18,34 18,34 18,34 18,36 18,39 + 012 
Kristiania... 17,58 17,68 17,75 1777 -,— —,- — 215 

Kurs desfranzösischen Franken 
12 3. 18.3. 143 15.3. 17.3 18 3 

Zürich ..... 88,40 88,25 883,25 88,— 86,25 8525 — 14,75 
Amsterdam . 44,275 44,325 4435 44,321/2 43,25 42,60 —1125 
Stockholm.. 6%,90 65,— 65,25 6525 6%1— 6450 — 10,42 
Kopepl1qgen 70,25 70,35 70,25 70.10 68,— 67,— — 694 
Kristiania ..67,50 67,75 67,75 6705 —,— —— — 7.02 

Kursdes Dollar 
n 12 3. 13.3. 14.3. 153 17.3 18 3 A0 Ma 

Zürich .. ..485,— 484,— 4°4,— 388,— 490,— 490, — — 541 
Amsterdam .243,18 243.25 243,50 24352 244.— 245,25 — 1142 
Stockholm .. —,— 357,— 359, - 359 - —— —— — 375 
Kopenhagen 385,— 385,50 385,50 38550 38650 —,- + 358 
Kristiania . 370,— 371,— 373,— 373,— —— —,— — 0,01 

Londoner Notierungen überseceischer Kurse 
4, 3 13 3, 

Alexandrien ... 000000000004040 977/16 pari 9716 pari 
Bomb./Kalk. ..........-. „ 1s6d—1s 6l/i6d 1s560d-156V/i6 0 
Hongkong er 3s1d 38 1!1/a d 
Shanghai s..0..00000000r e 4s 7'/ d 4As 7l/2 d 
Singapore ........... .. Qs4l/3e d—2 s 4382 d _ Qs ZB/16:1—2s 43 320 
Yokohama............. 2s 188d—2s 1!s8d 2s517%46-2s51B/46 d 
MontevideoL.T............. 601/4 —- 611/4 «1 601/4 d —611/4 d 
Rio de JaneirO 2 — 1338 d 
Ba, Aires T.D.000.00000L 5317/16 d—51%/16 «1 31 d—51!/2 d 
Valparaiso 901 .000000000000004000 82932 d 93;8 d 

Geldverfassung und Währungspolitik 

Im Februar 1919 wurden nur für 1293 764 A0 Fünfpfennig- 
stücke aus Eisen und für 448621 A Zehnpiennigstücke aus 
Zink in den deutschen Münzstätten geprägt. ; 

Das in Brüssel getätigte Abkommen über die Le- 
bensmittelversorgung Deutschlands sieht als Zahlung 
u. a. Gold vor als Unterlage für Darlehen, die abgelöst wer- 
den, wenn andere Zahlungsmittel die .Möglichkeit zu einer der- 
artigen Ablösung geben. In Brüssel wird angeblich nur vor- 
Jäufig ein Golddepot in Höhe von 220 Mill. M{ errichtet zur 
Sicherheit für die Entente. 

Die „Deutsche Allg. Ztg.“ Nr. 127 vom 16. März steilt 
iest, daß die belgische Regierung jeßt noch fortlaufend 
Marknoten in Franknoten einlöst auch gegenüber 
Stellen, die ihr Notenmaterial nur auf dem Wege des Schmug- 
gels erhalten haben können; an der belgisehen Regierung sei 
es, durch Kontrolle der Einlösungen dem Notenschmuggel sei- 
nen Anreiz zu nehmen. Die Frist, die die belgische Regierung 
im allgemeinen zur Einlösung der _ ihr eingereichten deutschen 
Banknoten festgeseßt hatte, war Ende Dez. 1918 abgelaufer; 
man hat jedoch den Banken, bei denen bis dahin noch Anmel- 
dungen eingingen, eine weitere Frist zur Umwechselung ihrer 
Bestände eingeräumt, und mit dieser Bestimmung wird offen- 
bar Mißbrauch getrieben. . 

Im Verwaltungswege ist beschlossen worden, die Mitwir- 
kung des Publikums an der Ermittelung von Personen, die sich 
gegen das kürzlich von der Nationalversammlung angenom- 
mene Geseß6 über das Verbot der Zahlung eines Aufgeldes 
im Handel mit deutschen Banknoten vergehen, dadurch 
anzusporuen, daß denen, die Verleßungen gegen das Verbot des
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